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Vorwort 

Das Projekt „interkulturelle Öffnung der städtischen Ämter und Betriebe 

der Stadt Frankfurt am Main“ fand im Zeitraum vom 01.10.2001 – 

30.09.2004 im Rahmen des Bundesprogramms “XENOS – Leben und 

Arbeiten in Vielfalt“ statt. Das Projekt wurde von der Volkshochschule 

Frankfurt am Main in Kooperation mit dem städtischen Personal- und Or-

ganisationsamt durchgeführt und aus Mitteln des Europäischen Sozial-

fonds und des Hessischen Sozialministeriums gefördert.  

Der vorliegende Bericht ist der Abschlussbericht der wissenschaftlichen 

Begleitung. Eine zentrale Zielsetzung des Projektes – den Anteil von Ju-

gendlichen mit Migrationshintergrund in der städtischen Ausbildung zu 

erhöhen - ist vor dem gesellschaftlichen Hintergrund der innerstädtischen 

Pluralisierung infolge von Zuwanderung zu sehen. Zur Erreichung des 

Projektziels wurde einerseits eine Reihe an Maßnahmen erprobt, um mehr 

Jugendliche mit Migrationshintergrund für die städtische Ausbildung zu 

gewinnen. Andererseits war es Projektinteresse, eine Sensibilisierung für 

eine kommunale Integrationspolitik zu erreichen, die in Nachwuchsförde-

rung, Personalentwicklung und Qualität der Dienstleistungen auf die inter-

kulturell zusammengesetzte städtische Bevölkerung aktiv und kompetent 

zu reagieren versteht.  

Während des Projektverlaufs veränderten sich Rahmenbedingungen für 

die städtische Ausbildung, die insbesondere Auswirkungen auf die quanti-

tative Zielsetzung des Projektes hatten. Der Bericht setzt sich mit diesen 

Veränderungen auseinander und beschreibt vor diesem Hintergrund Vor-

aussetzungen für eine migrationsorientierte städtische Nachwuchsförde-

rung, die das Potenzial der Jugendlichen aus Einwanderungsfamilie ge-

zielt zu nutzen versteht. Die im XENOS-Projekt „interkulturelle Öffnung der 

städtischen Ämter und Betriebe der Stadt Frankfurt am Main“ entwickelten 

Werbe- und Beratungsaktivitäten sind Teil einer so skizzierten Personal-

entwicklung, deren Übernahme in die laufenden Akquisemaßnahmen für 

die städtische Ausbildung abschließend empfohlen werden.  

 



Die Koordination des Projektes wurde von Ismet Küpelikilinc, der sozial-

pädagogische Aufgabenbereich von Doris Wagner wahrgenommen.  

 

Wir bedanken uns bei allen Projektbeteiligten und Kooperationspartnern, 

die die Ergebnisse und Erfolge des Projektes mitgestaltet und geprägt 

haben. 

 

Barbara Cakir- Wahl 

Projektleitung  
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1. Zielsetzung des Projektes „Interkulturelle Öffnu ng der 
Ämter und Betriebe der Stadt Frankfurt am Main“  

1.1 Das XENOS-Programm 

Das Projekt „interkulturelle Öffnung der städtischen Ämter und Betriebe 

der Stadt Frankfurt am Main“ fand im Rahmen des Bundesprogrammes  

“XENOS – Leben und Arbeiten in Vielfalt“ statt. XENOS wird aus Mitteln 

des Europäischen Sozialfonds gefördert, ist Teil des bundesweiten 

„Bündnis für Demokratie und Toleranz – gegen Extremismus und Gewalt1“ 

und ist in das Aktionsprogramm „Jugend für Toleranz und Demokratie“ 

eingebettet2. Dieser Programmkontext verweist auf die Absicht, zivilgesell-

schaftliche Strukturen zu stärken und Fremdenfeindlichkeit nachhaltig ab-

zubauen. XENOS3 verfolgt hierbei das erklärte Ziel, „Maßnahmen, die sich 

gegen die Ausgrenzung und Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt und in 

der Gesellschaft richten, mit Ansätzen gegen Fremdenfeindlichkeit, Intole-

ranz und Rassismus zu koppeln“ (efp 2001, S. 5). Schwerpunkte sind in-

tegrierte lokale Projekte, mobile Beratungsteams und Expertenpools zur 

Förderung lokaler Kooperationen; die Qualifizierung von Multiplikatoren; 

Maßnahmen in Schule, Betrieben und Beruf, die die bestehenden Ange-

bote ergänzen sollen sowie Information und Sensibilisierung. 

Der Förderzeitraum des Bundesprogramms XENOS geht von 2000 bis 

2006. Bis 2004 sind nach drei Auswahlrunden insgesamt 302 Projekte 

bewilligt worden. Davon werden bzw. wurden 19 Projekte in Hessen 

durchgeführt. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (BMWA) ist als Pro-

grammverwaltungsbehörde und nationale Koordinationsstelle für die Um-

setzung von XENOS verantwortlich.4 

                                                 

1 Dieses Bündnis wurde von der Bundesregierung aufgrund zunehmender Fremdenfeind-
lichkeit am 23.05.2000 initiiert. 

2 Weitere Initiativen in diesem Zusammenhang sind ENTIMON und CIVITAS.  
3 Griechisch der Fremde, aber auch der Gastfreund, und zwar sowohl als Wirt wie als 

Gast. 
4 Weitere Informationen: www.xenos-de.de 
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1.2 Projektziele „Interkulturelle Öffnung der Ämter  und Betriebe der 
Stadt Frankfurt am Main“  

Die Projektzielsetzung nimmt die programmatische Ausrichtung des Bun-

desprogrammes XENOS mit dem Vorhaben auf, den Anteil von Jugendli-

chen mit Migrationshintergrund in der städtischen Ausbildung zu erhöhen 

und hierfür städtische Entscheidungsträger sowie Multiplikatoren zu sen-

sibilisieren.  

Zur Erreichung dieses Zieles wurden verschiedene Projektbausteine ent-

wickelt:   

- Durchführung von Informationsveranstaltungen für Schüler/innen, 

Eltern und Multiplikator/innen zu vorhandenen Ausbildungsmöglich-

keiten und –bedingungen der Stadt Frankfurt am Main.  

- Bewerbungstrainings und –beratung als Angebote für interessierte 

Jugendliche aus der Zielgruppe, um diese auf die Bewerbungssitua-

tion vorzubereiten.  

- Sensibilisierung von Entscheidungsträger/innen und des städtischen 

Ausbildungspersonals im Rahmen von Seminaren zur interkulturel-

len Kompetenz und der Durchführung von Fachgesprächen und ei-

ner –tagung. 

- Ein Begleitprogramm für die Auszubildenden mit Migrationshin-

tergrund in Form von Patenschaften, um den Jugendlichen während 

der Ausbildung individuelle Unterstützung im personalen und berufli-

chen Bereich durch erfahrene und kompetente städtische Beschäf-

tigte zu ermöglichen. 

Projektvorhaben und –design sind vor dem gesellschaftlichen Hintergrund 

mehrerer Entwicklungstendenzen und Problemlagen zu sehen. Da ist zum 

einen die seit Jahren im Zusammenhang eines Zuwanderungsgesetzes 

geführte gesellschaftliche Debatte über die Anerkennung der Bundesre-

publik als Einwanderungsland; eine Debatte, die eher von Unklarheit als 

von der grundsätzlichen Akzeptanz der Einwanderungsrealität gekenn-

zeichnet war bzw. weiterhin ist. Dafür sprechen auch die im Juli 2004 be-

schlossenen gesetzlichen Regelungen zur Einwanderung. Die innerge-
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sellschaftliche Pluralisierung infolge von Zuwanderung wird nicht als eine 

Chance begriffen, sondern überwiegend als Problem gehandhabt. Vor 

diesem Hintergrund sind zum anderen die bestehenden Konzepte zur 

kommunalen Integrationspolitik zu sehen, die bislang noch mehrheitlich 

von dem Mainstream der herrschenden Debatte zum Zuwanderungsge-

setz beeinflusst sind. Gleichwohl gibt es Gute-Praxis-Beispiele bei einigen 

deutschen Städten, die die Multikulturalität der Stadtbevölkerung mit posi-

tiven Integrationskonzepten versuchen zu gestalten. Im Rahmen des 

XENOS-Projektes wurde eine Fachtagung durchgeführt, mit dem Ziel, sol-

che Gute-Praxis-Beispiele bekannt zu machen und entsprechende Sensi-

bilisierungseffekte im städtischen Kontext zu erzielen (siehe Kap. 4.4). Zur 

Erreichung der Projektziele wurde eine Sensibilisierung für eine kommu-

nale Integrationspolitik angestrebt, die in Nachwuchsförderung, Personal-

entwicklung und Qualität der Dienstleistungen auf die interkulturell zu-

sammengesetzte städtische Bevölkerung aktiv und kompetent zu reagie-

ren versteht. Einwanderung, Umgang mit kultureller Vielfalt und Diversität 

sowie Integration gehören zu zentralen Herausforderungen, denen sich 

insbesondere Großstädte seit Jahren stellen müssen, wenn sie den An-

forderungen einer de facto Einwanderungsgesellschaft gerecht werden 

wollen. So sind in der Stadt Frankfurt am Main ein knappes Drittel der 

Wohnbevölkerung Menschen mit ausländischem Pass.5 Diese Zusam-

mensetzung spiegelt sich bislang weder in der städtischen Beschäftigten-

struktur noch in der Anzahl von Auszubildenden wider. 

Von einer erfolgreichen Umsetzung der Ziele des städtischen XENOS-

Projektes wird erwartet, dass eine interkulturelle Öffnung der kommunalen 

Einrichtungen einen hohen Symbolwert gegen alle Formen der Ausgren-

zung und des Rassismus’ hat und dass sie entscheidend zur Veränderung 

von subjektiven Einstellungen und Wahrnehmungen sowie zum Abbau 

von Ressentiments und Ausgrenzung beiträgt.  

                                                 

5 Am 31.12.2002 waren 27,39 Prozent der Wohnbevölkerung mit Hauptwohnsitz in Frank-
furt am Main Menschen mit ausländischem Pass (Quelle: Statistisches Jahrbuch 2003 
Frankfurt am Main). Die Anzahl der Bevölkerung mit Migrationshintergrund ist um ein 
Vielfaches größer. 
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Last but not least stellen berufliche Qualifikation und Beschäftigung zent-

rale Integrationsmechanismen mit nachhaltiger Wirkung für die angespro-

chene Zielgruppe dar.6 Demgegenüber ist jedoch der Anteil der Auszubil-

denden mit ausländischem Pass bundesweit weiterhin nicht nur sehr ge-

ring, er sinkt sogar in den letzten Jahren kontinuierlich (in 2003 sind  

5 Prozent aller Auszubildenden ausländische Jugendliche7, im Zeitraum 

von 2001 bis 2003 ist der Anteil um 2,5 Prozent gesunken8). Zum Zeit-

punkt des Projektbeginns betrug in der Stadt Frankfurt am Main im Aus-

bildungsjahr 2002 der Anteil an weiblichen und männlichen Jugendlichen 

mit Migrationshintergrund knapp 11 Prozent (19), davon waren 3 Prozent 

(5) Jugendliche mit ausländischem Pass bzw. mit Doppelstaatsangehörig-

keit. 

Das Projekt fand im Zeitraum vom 1.10.2001 bis zum 30.09.2004 statt. Es 

wurde von der Volkshochschule der Stadt Frankfurt am Main in Koopera-

tion mit dem städtischen Personal- und Organisationsamt (POA) durchge-

führt.  

Die erste Gruppe Jugendlicher, die im Projektzeitraum statistisch erfasst  

und bei denen für Patenschaften geworben werden konnte, hat ihre Aus-

bildung im September 2002 begonnen. Informationsveranstaltungen und 

Unterstützungsaktivitäten zur Bewerbung konnten für die Ausbildungsjah-

re 2003 und 2004 im Projektzeitraum angeboten werden. 

 

                                                 

6  U.a. Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.) (02/2002) (01/2000). 
7 Hier besteht die Problematik, dass alle verfügbaren statistischen Daten zur Ausbil-

dungssituation der Zielgruppe das Kriterium nicht-deutscher Pass zur Grundlage haben. 
Im Projektkontext wurden demgegenüber als Zielgruppe Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund angesprochen: Jugendliche mit eigener und ohne eigene Migrationserfahrung, 
d.h. zugewanderte sowie ausländische Jugendliche der ersten, zweiten und dritten Ge-
neration, die mittlerweile eingebürgert wurden, und/oder doppelte Staatsangehörigkeit 
besitzen sowie Kinder von Spätaussiedler/innen. Aufgrund der Komplexität der Zuwan-
derung ist das Kriterium nicht-deutscher Pass für die Integrationspolitik unzureichend, 
gleichwohl ist dies statistisch das überwiegend benutzte Differenzierungskriterium.      

8 Es gibt keine eindeutigen Indikatoren für die Ursachen. Einerseits wird davon ausge-
gangen, dass mit dem neuen Staatsangehörigkeitsrecht vom 1.1.2000 viele Jugendli-
che mit ausländischem Pass die deutsche Staatsangehörigkeit beantragt haben. Ande-
rerseits zeigt diese Tendenz, dass von dem generellen Mangel an Ausbildungsplätzen 
insbesondere nicht-deutsche Jugendliche überproportional betroffen zu sein scheinen. 
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1.3 Wissenschaftliche Begleitung  

Untersuchungsdesign  

Das XENOS-Projekt „Interkulturelle Öffnung der städtischen Ämter und 

Betriebe“ wurde über den Projektzeitraum wissenschaftlich begleitet. Fol-

gende Schwerpunkte und Zielsetzungen lagen der begleitenden Evaluati-

on zugrunde: 

- die Identifikation von positiven und negativen Rahmenbedingungen 

für den gleichberechtigten Zugang von Mädchen und Jungen mit Mi-

grationshintergrund zur beruflichen Ausbildung und einer interkultu-

rellen Öffnung der städtischen Ämter und Betriebe (1. Phase);  

- Identifikation von Faktoren zur Unterstützung von gleichberechtigten 

Ausbildungsbedingungen (2. Phase); 

- die Evaluation der Projektaktivitäten und ihrer Auswirkungen  

(3. Phase).  

Entsprechend der Zielsetzungen und Schwerpunkte in den einzelnen Pro-

jektphasen kamen unterschiedliche Instrumente zur Anwendung:  

- Grundlage der Evaluation war eine Bestandsaufnahme zur aktuellen 

Ausbildungssituation von Jugendlichen mit Migrationshintergrund 

und solchen mit deutscher Staatsangehörigkeit in der städtischen 

Verwaltung zum Zeitpunkt des Projektbeginns; 

- Durchführung von qualitativen Interviews mit Expert/innen der städti-

schen Ausbildung aus dem Zuständigkeitsbereich der Verwaltungs-

berufe bei Beginn und am Ende des Projektes zu Fragen der Be-

rücksichtigung von Jugendlichen mit Migrationshintergrund bei Wer-

bung, Bewerbungsverfahren und städtischer Personalplanung (ex 

ante und ex post Bewertung); 

- Laufende Auswertung von Sekundärstatistiken zur Erhebung von 

Rahmenbedingungen wie u.a. Zusammensetzung der städtischen 

Wohnbevölkerung, Anzahl Schulabgänger/innen nach Schulform, 

ausländische Schüler/innen;  
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- Qualitative und quantitative Erhebungsinstrumente zur Bewertung 

der angebotenen Patenschaften für städtische Auszubildende mit 

Migrationshintergrund; 

- Schriftliche Befragung des Ausbildungspersonals zu Fragen der In-

tegration der angesprochenen Zielgruppe;  

- Qualitative Befragung der Trainer/in, die interkulturelle Seminare zu 

Fragen der Sensibilisierung des Ausbildungspersonals und Multipli-

kator/innen durchgeführt haben;  

- Monitoringinstrumente zur Evaluation der Projektbausteine: Informa-

tionsveranstaltung und Beratung sowie des erprobten Patenschafts-

modells; 

- Durchführung von Fachgesprächen und einer bundesweiten Fachta-

gung zum Ergebnistransfer der Projektergebnisse und zur Sensibili-

sierung von städtischen Fach- und Führungskräften zu Fragen 

kommunaler Integrationspolitik.  
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Einfügen: S.7 Abbildung Evaluationsdesign  



 8 

Prozesssteuerung, Qualitätssicherung und Gender Mai nstreaming 

Die das Projekt „Interkulturelle Öffnung der städtischen Ämter und Betrie-

be“ begleitende Evaluation wurde als ein Instrument zur Prozesssteue-

rung, Qualitätssicherung und Erfolgskontrolle konzipiert. Entsprechend 

war die Evaluation prozessorientiert angelegt. Es erfolgte in allen Phasen 

ein Ergebnistransfer, der als Zielcontrolling und zur weiteren Prozesssteu-

erung für die Projektentwicklung diente. Diese Form des Ergebnistransfers 

fand kontinuierlich im Projektverlauf für das Projektteam statt. Darüber 

hinaus wurden Fachdiskussionen organisiert, an denen weitere relevante 

Akteure des Projektes teilnahmen. Eine bundesweite Fachtagung verfolg-

te die Zielsetzung, einen Überblick über den Stand und gute Praxis kom-

munaler Integrationspolitik in anderen deutschen und europäischen Groß-

städten zu gewinnen und Anregungen bzw. Impulse zur Weiterentwick-

lung bestehender Ansätze in der Stadt Frankfurt zu erhalten.  

Integraler Bestandteil des Evaluationskonzeptes war die Berücksichtigung 

des Gender Mainstreaming-Ansatzes. Bei der Konstruktion der Erhe-

bungsinstrumente, der Durchführung der qualitativen Interviews und der 

Auswertung der eingesetzten Instrumente sowie der Sekundärstatistiken 

spielten die Unterschiede von weiblichen und männlichen Jugendlichen 

neben Fragen kultureller Differenzen eine zentrale Rolle.  

Einschränkende Bedingungen zur Erfolgsbewertung  

Die Möglichkeit, die begleitende Evaluation des Projektes „Interkulturelle 

Öffnung der städtischen Ämter und Betriebe“ zur Qualitätssicherung und 

Erfolgskontrolle einzusetzen, unterlag einschränkender Bedingungen.  

Relativ früh im Projektverlauf wurde deutlich, dass die quantitative Zielset-

zung, die Anzahl der Auszubildenden mit Migrationshintergrund kontinu-

ierlich in jedem Ausbildungsjahr zu erhöhen, im Rahmen eines Pilotprojek-

tes nicht zu realisieren war. Priorität haben im städtischen Personal- und 

Organisationsamt, bei dem die Verantwortung für die Ausbildung in den 

Verwaltungsberufen liegt, verwaltungsinterne bedarfsorientierte Zielquo-

ten. Die Integration von eingewanderten Jugendlichen und die Erhöhung 

der Anzahl dieser Zielgruppe stellte keine gezielte strategische Zielvorga-
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be für die Nachwuchsförderung im Rahmen der Personal- und  Integrati-

onspolitik der Stadt Frankfurt am Main dar. Ein Pilotprojekt kann Initiativ-

funktion zu einer breiteren Diskussion über kommunale Integrationskon-

zepte übernehmen, in seinem Rahmen lassen sich jedoch nicht strategi-

sche Leerstellen ‚kompensatorisch’ überbrücken. Die Zielsetzung des Pro-

jektes verschob sich von daher im Projektverlauf von der quantitativen 

Zielorientierung hin zu Sensibilisierungsaktivitäten für das städtische Aus-

bildungspersonal und Multiplikator/innen. 

Darüber hinaus wirkten sich zwei weitere Einflussfaktoren negativ für die 

Erfolgsbewertung des XENOS-Projektes aus. Zum einen verschärfte sich 

während des Projektverlaufes die kommunale Haushaltssituation. Dies 

hatte zur Konsequenz, dass für das Ausbildungsjahr 2004 aufgrund eines 

vorläufigen Einstellungsstopps bei der Stadt Frankfurt am Main die Anzahl 

der Ausbildung in den Verwaltungsberufen um über 50 Plätze reduziert 

wurde. Zum anderen wirkte sich auch die bundesweite Entwicklungsten-

denz aus, dass im Zuge der Verwaltungsreform zunehmend eine Konzent-

ration auf kommunale Kernaufgaben erfolgt. Dadurch werden immer mehr 

städtische Ämter in Eigenbetriebe und/oder GmbHs umgewandelt, so 

dass mehr und mehr die fachspezifischen Ausbildungen außerhalb des 

städtischen Einflussbereiches liegen. Beide Faktoren führten dazu, dass 

bei der Evaluation des XENOS-Projektes statistische Vergleiche zwischen 

den einzelnen Ausbildungsjahren nur sehr eingeschränkt zur Erfolgskon-

trolle heran gezogen werden konnten.  
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2. Das städtische Ausbildungsangebot und Beschäfti-
gungschancen  

2.1 Bewerbungen, Ausbildungsangebot und Zielquoten  

Die Stadt Frankfurt am Main ist nicht nur einer der größten Arbeitgeber, 

sondern sie hat ebenso im Bereich der beruflichen Erstausbildung eine 

zentrale Funktion im und über das Rhein-Main-Gebiet hinaus. Vor dem 

Hintergrund der Probleme auf dem Lehrstellenmarkt wird diese Bedeu-

tung verstärkt. Nimmt man hierfür als Indikator die Gesamtanzahl an Be-

werbungen, die die Stadt pro Ausbildungsjahrgang in dem Projektzeitraum 

erhalten hat, zeigt sich von 2002 bis 2004 eine steigende Tendenz 

(3454:3576:3711)9.  

Tabelle 1:  Anzahl Bewerbungen* für die Ausbildungs jahrgänge 
2002 - 2004

1943 1904 2073

1511 1672 1638
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Anzahl weiblich Anzahl männlich

37113576
3454

* Anzahl Bewerbungen ist nicht identisch mit Personen. 1 Person Bewerbungen für mehrere Ausbildungsberufe möglich

 

 

Deutlich ist ein Anstieg insbesondere von 2003 auf 2004, der vergleichs-

weise noch höher wäre, da die Bewerbungen 2004 für die Ausbildung  

                                                 

9  Alle Daten zur städtischen Ausbildung, die in diesem Bericht aufgeführt werden, wurden 
freundlicherweise dem XENOS-Projekt von dem Personal- und Organisationsamt zur 
Verfügung gestellt. Die angegebenen Gesamtanzahlen der Bewerbungen erfassen die 
eingegangenen Bewerbungen für die Bereiche, in denen in den jeweiligen Ausbildungs-
jahrgängen ausgebildet wird. Sie sind nicht mit der Anzahl der Bewerber/innen iden-
tisch, da sich laut POA Jugendliche häufig für mehrere Ausbildungsgänge bewerben. 
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zur/m Fachangestellte/n für Bäderbetriebe aufgrund der Umwandlung des 

ausbildenden Amtes in einen Eigenbetrieb nicht mehr über das städtische 

POA gelaufen sind.10 Obwohl der Einzugsradius der Bewerber/innen weit 

über die Rhein-Main Region hinausgeht, spiegelt sich hier auch die Ent-

wicklung in der Dienstleistungsmetropole Frankfurt am Main wider, inso-

fern als im Projektzeitraum insbesondere in dem Bank- und Versiche-

rungsgewerbe eine abnehmende Ausbildungsbereitschaft deutlich wurde. 

Anzunehmen ist, dass im Zuge solcher Entwicklungen die Attraktivität der 

Stadt als Ausbildungsträgerin bei den Jugendlichen nicht zuletzt aufgrund 

der Erwartung an ein sicheres Beschäftigungsverhältnis steigt. Der bun-

desweite Trend, dass mehr weibliche Beschäftigte bzw. Auszubildende in 

der kommunalen Verwaltung tätig sind, zeigt sich ebenfalls auch im Ver-

gleich der Anzahl Bewerbungen von weiblichen und männlichen Jugendli-

chen (siehe Tabelle 1).11 

Bislang bildet die Stadt Frankfurt am Main in über 20 Berufen aus. Aller-

dings sind in jedem Ausbildungsjahr die Anzahl der Berufe und die zu be-

setzenden Ausbildungsplätze abhängig von dem Bedarf, der jährlich mit 

Ziel-  bzw. Bedarfsquoten  festgelegt  wird.  Für  die  Ausbildung  in  den 6 

Verwaltungsberufen ist das städtische Personal und Organisationsamt 

zuständig, für die fachspezifischen Ausbildungen die jeweiligen Fachämter 

bzw. -dezernate. In den klassischen 4 Ausbildungsberufen besteht laut 

einer städtischen Dienstvereinbarung12 eine Übernahmegarantie, so dass 

bei Abschluss der Lehre die Beschäftigungsmöglichkeiten für die Jugend-

lichen ausschließlich in der öffentlichen Verwaltung liegen (Verwaltungs-

fachangestellte, Fachangestellte für Bürokommunikation; Inspektorenan-

wärter/in, Sekretäranwärter/in in der Beamtenlaufbahn). Die beiden Aus-

bildungsgänge als Laufbahnanwärter/innen im mittleren und gehobenen 

Dienst zielen auf eine Beschäftigung im Beamtenverhältnis und setzen 

insofern einen deutschen Pass voraus, eine Bedingung, die für alle ande-

ren Ausbildungen entfällt. Für eingewanderte Jugendliche aus nicht EU-

                                                 

10 In 2003 sind für diesen Ausbildungsgang 167 Bewerbungen eingegangen. 
11 Zu dem Vergleich Anzahl Bewerbungen von Jugendlichen mit Migrationshintergrund     
    siehe Kapitel 3.2. 
12 Die bestehende Dienstvereinbarung läuft 2005 aus. 
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Staaten bleiben diese Ausbildungsgänge bisher verschlossen13. Die an-

gebotenen Ausbildungen als Kauffrau, -mann für Bürokommunikation und 

Fachinformatiker/in  eröffnen den Auszubildenden später breitere Einstel-

lungschancen auf dem Arbeitsmarkt in Frankfurt am Main, sie fallen nicht 

unter die bestehende Dienstvereinbarung, hier wird auch über Bedarf 

ausgebildet.14  

Bei einem Großteil der sonstigen Fachausbildungen liegen die Beschäfti-

gungsmöglichkeiten nach Abschluss hauptsächlich im öffentlichen Dienst 

(Bibliotheken, Forstreviere, Gesundheitsamt, Kläranlagen, Zoo). Es wird 

der Nachwuchs bislang im Wesentlichen für den eigenen Bedarf ausge-

bildet. Allgemeinere Arbeitsmarktchancen haben Berufe wie Arzt- und 

Zahnarzthelfer/in, Fachkraft für Veranstaltungstechnik oder Herrenschnei-

der/in. 

In den Ausbildungsjahrgängen  2002, 2003, 2004, die im Projektzeitraum 

des XENOS-Projektes evaluiert wurden, sind jeweils Einstellungen in  

20 bzw. 21 Ausbildungsberufen vorgenommen worden. Generell wird der 

höchste Anteil an Ausbildungsplätzen in der Stadt Frankfurt am Main in 

den Verwaltungsberufen zur Verfügung gestellt. In 2002 und 2003 waren 

es zweidrittel der angebotenen Ausbildungsplätze (135,125), in 2004 auf-

grund veränderter Rahmenbedingungen (siehe Kap. 2. 2) nur noch knapp 

dreiviertel (73). In den Verwaltungsberufen hat auch in den Ausbildungs-

jahrgängen 2002 und 2003 die Mehrheit der weiblichen und männlichen 

Jugendlichen mit Migrationshintergrund einen Ausbildungsplatz erhalten. 

Aufgrund der insgesamt Reduzierung der Plätze in dem Verwaltungsbe-

reich in 2004 sind verglichen mit 2002 und 2003 die Auszubildenden aus 

dieser Zielgruppe im Verwaltungsbereich um über die Hälfte (16, 20, 7), 

insgesamt um die Hälfte weniger (16, 22, 11) (siehe Tabelle 2 und Kap. 

3.2). 

                                                 

13 Es besteht die Möglichkeit, beim Innenministerium für einzelne Personen insbesondere 
in der Beamtenausbildung im gehobenen Dienst (im mittleren Dienst gibt es im Ange-
stelltenverhältnis die parallele Ausbildung) eine Ausnahmeregelung zu erwirken. Laut 
Auskunft der Fachexpert/innen aus dem städtischen POA wurde von dieser Möglichkeit 
in den letzten Jahren in einem Fall Gebrauch gemacht. Allerdings lag hier schon ein An-
trag auf die deutsche Staatsangehörigkeit vor. 
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Für die Zielsetzung des Projektes „Interkulturelle Öffnung der städtischen 

Ämter und Betriebe“ ist die Frage nach den Voraussetzungen, die für ei-

nen städtischen Ausbildungsplatz erforderlich sind, von Interesse. In der 

Ausbildung zum/r Diplom-Verwaltungswirt/in (Inspektoranwärter/in im ge-

hobenen Dienst), wird die Fachhochschulreife und zur Sekretäranwärter/in 

die Mittlere Reife verlangt, in Fachinformatik und Bürokommunikation 

(Kauffrau, -mann) sind mindestens ein guter Realschulabschluss erforder-

lich, für die beiden anderen Berufsausbildungsgängen in der Verwaltung 

(Fachangestellte für Bürokommunikation und Verwaltungsfachangestellte) 

sind ein guter Hauptschulabschluss vorausgesetzt. Weibliche Auszubil-

dende mit Migrationshintergrund haben überwiegend in diesen beiden 

Bereichen in den beiden Ausbildungsjahrgängen 2002 und 2003 eine 

städtische Ausbildung gestartet. In diesen beiden Verwaltungsberufen 

sind gute Deutschkenntnisse Bestandteil des Anforderungsprofils.  

Bei dem technischen Ausbildungsgang in Fachinformatik werden nicht nur 

gute Englisch-Kenntnisse, sondern auch Erfahrung im Umgang mit dem 

PC erwartet. Hier absolvieren in 2002, 2003 und 2004  jeweils zwei männ-

liche Jugendliche mit Migrationserfahrung im Verwaltungsbereich ihre 

Ausbildung. 

Im Rahmen des XENOS-Projektes standen keine Daten zur Verfügung, 

um die formalen schulischen Anforderungen mit den faktischen schuli-

schen Abschlüssen der eingestellten Auszubildenden zu vergleichen. An-

zunehmen ist, dass auch bei der städtischen Ausbildung die in vielen Be-

reichen aktuell vorherrschende Tendenz wahrgenommen wird, Bewer-

ber/innen mit höheren Schulabschlüssen zu bevorzugen. Das würde sich 

insbesondere für junge Frauen und Männer mit Hauptschulabschluss be-

nachteiligend auswirken, wenn Sie sich für die Ausbildung zur Fachange-

stellten für Bürokommunikation und Verwaltungsfachangestellten bewer-

ben.  

 

                                                                                                                                      

14 Die Ausbildungsdauer dauert in der Regel 3, nur die Sekretäranwärter/innen (im mittle-
ren Beamtendienst) beenden ihre Ausbildung bereits nach 2 Jahren. 
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Einfügen: S.14 Vergleich Ausbildungsberufe 02_03_04  
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2.2 Veränderte Rahmenbedingungen für die städtische  Ausbildung 

Im Projektzeitraum sind in der Stadt Frankfurt am Main Entwicklungsten-

denzen deutlich geworden, die vermutlich zukünftig auch die Funktion der 

Stadt als bedeutende Nachwuchsförderin in der Region Rhein-Main ent-

scheidend verändern.  

So sind für das Ausbildungsjahr 2004 aufgrund der städtischen Haus-

haltssituation bei den Verwaltungsberufen die festgelegten Ausbildungs-

quoten relativ kurzfristig herab gesetzt worden. Grundlage dieser Ent-

scheidung ist ein Stadtverordnetenbeschluss, wonach angesichts der Per-

sonalkosten eine Konsolidierung in diesem Bereich angestrebt wird; d.h. 

es gibt die Vorgabe, 1 Prozent der Personalkosten in dem Haushaltsjahr 

zu senken. Vor diesem Hintergrund wurde eine Wiederbesetzungssperre 

verfügt, mit der Folge, dass im Vergleich zu dem Ausbildungsjahrgang 

2003 insgesamt 52 Ausbildungsplätzen in den 6 Verwaltungsberufen we-

niger angeboten wurden. Betroffen sind davon bis auf die Ausbildungen 

zur Kauffrau, -mann für Bürokommunikation und Fachinformatik alle ande-

ren 4 Bereiche, insbesondere jedoch die Verwaltungsfachangestellte (der 

Bereich, in dem im Projektzeitraum die meisten weiblichen Migrantinnen 

ausgebildet werden) und in den Beamtenberufen die/der Inspektorenan-

wärter/in. Diese Entwicklung muss auch im Kontext der bestehenden 

Dienstvereinbarung gesehen werden, wonach die Stadt Frankfurt am Main 

gehalten ist, in vier Verwaltungsberufen nach Bedarf auszubilden (siehe 

oben). Da diese in 2005 ausläuft, wird es eine wichtige Frage sein, ob die 

Stadt ihre Funktion in der Stadt und der Region als wichtiger Nachwuchs-

förderin beibehalten will und sich entscheidet, hierfür gegebenenfalls auch 

in den vier Verwaltungsberufen in verantwortungsvollem Maße über Be-

darf auszubilden.  

Veränderungen im Bereich der städtischen Ausbildung ergeben sich wei-

terhin aus der Tendenz, Fachämter in Eigenbetriebe und/oder GmbHs 

umzuwandeln. So wurde im Projektzeitraum in 2004 aufgrund der zwi-

schenzeitlichen Überführung des ehemaligen Sport- und Badeamtes zur 
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„BäderBetriebe Frankfurt GmbH“ keine Einstellungen mehr von Seiten der 

Stadt vorgenommen15. In 2004 sind für die Ausbildungsberufe bei den 

städtischen Bühnen Bewerbungen und Auswahlverfahren noch von Seiten 

des POA durchgeführt worden, die Ausbildung selbst wird dann im Rah-

men der am 1.09.2004 neu gegründeten städtischen „Bühne Frankfurt 

GmbH“ erfolgen. Hier haben zwei männliche Jugendliche mit Migrations-

hintergrund als Konstruktionsmechaniker ihre Ausbildung begonnen (sie-

he Tabelle 2). 

Vor dem Hintergrund der Zielsetzung der interkulturellen Öffnung der städ-

tischen Verwaltung machen diese Entwicklungstrends, die eine Reduzie-

rung von Ausbildungsstellen und eine zunehmende Konzentration auf die 

Kernverwaltung, mithin auf die Ausbildung in den Verwaltungsberufen, zur 

Folge haben, auf folgende Probleme aufmerksam: 

- in den letzten drei Ausbildungsjahrgängen hat die Mehrzahl der Ju-

gendlichen mit Migrationshintergrund in den städtischen Verwal-

tungsberufen eine Ausbildung absolviert. Angesichts des geringen 

Anteils dieser Zielgruppe an städtischen Auszubildenden insgesamt 

sind diese von einem reduzierten Ausbildungsangebot besonders 

betroffen. So haben in 2002 und 2003 die meisten weiblichen Ju-

gendlichen mit Migrationshintergrund ihre Ausbildung als Verwal-

tungsfachangestellte begonnen, der Bereich, in dem 2004 das An-

gebot am stärksten reduziert wurde. Diese Entwicklung verdeutlicht, 

dass eine interkulturelle Öffnung der Kernverwaltung nur erreicht 

werden kann, wenn gezielt eingewanderte Jugendlichen angespro-

chen und für eine Ausbildung in der Verwaltung geworben werden.  

- Eine Ausbildung in den fachspezifischen Ausbildungsbereichen wur-

de in dem Projektzeitraum in noch geringerem Maße von der Ziel-

gruppe wahrgenommen, und in 2003 und 2004 eher von männlichen  

Jugendlichen. Hier müssen die städtischen Fachämter und (zukünf-

                                                 

15 Im Projektzeitraum hat lediglich in 2002 ein Auszubildender aus der Zielgruppe als  
  Fachangestellter für Bäderbetriebe seine Ausbildung begonnen.  



 17 

tigen) Eigenbetriebe bzw. GmbHs für eine zielgruppenspezifische 

Ansprache und Akquise sensibilisiert werden. 

- Insgesamt ist vor dem Hintergrund dieser Entwicklungstendenzen zu 

problematisieren, dass ohne strategische Vorgaben in der städti-

schen Personalentwicklung und im Rahmen einer gezielten kommu-

nalen Integrationspolitik der Anteil der eingewanderten Jugendlichen 

in der städtischen Ausbildung sich nachhaltig nicht erhöhen lässt. 

Hierfür ist ein Strategiewechsel weg von einer einwanderungs- bzw. 

migrationsblinden hin zu einer - bewussten Nachwuchspolitik erfor-

derlich (siehe Schaubild „Integrationspolitik“16).  

- Sieht man sich die Auswirkungen der aufgeführten Entwicklungsten-

denzen für den Ausbildungsjahrgang 2004 an, so wird die Gefahr 

sichtbar, dass die mittlerweile erreichte Anzahl an weiblichen und 

männlichen Jugendlichen mit Migrationserfahrung bei den veränder-

ten Rahmenbedingungen schnell wieder geringer werden kann.   

                                                 

16 Hier haben wir eine Unterscheidung aus dem Bereich der Evaluation von Gender Main-
streaming auf den Bereich der Integrationspolitik übertragen. Einwanderungs-, bzw. mi-
grationsblinde Strategien meinen mithin, dass kein Bewusstsein für die spezifische Si-
tuation der Zielgruppe vorliegt bzw. auf diese nicht mit gezielten Maßnahmen reagiert 
wird, obwohl Benachteilungsindikatoren und –expertise vorliegen; demgegenüber ant-
worten migrations- oder einwanderungsbewusste Strategien auf Strukturen, die benach-
teiligende Effekte für diese Zielgruppe haben und versuchen, hier ausgleichende oder 
auch bevorzugende Maßnahmen einzusetzen; migrations- oder einwanderungsneutrale 
Maßnahmen sind so strukturiert, dass alle möglichen benachteiligende Effekte ausge-
schlossen worden sind.  
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Schaubild: „Integrationspolitik“   

 

Strategie 

 

Merkmal 

 

¨  Einwanderungs-, 

    migrationsblind 

 

Es liegt kein Bewusstsein über spezifische 

kulturelle Differenzen vor, die in der Mehr-

heitsgesellschaft für eingewanderte Men-

schen benachteiligende Auswirkungen ha-

ben. 

 

 

¨  Einwanderungs-, 

    migrationsbewusst 

 

Bewusstsein und Expertise über die spezifi-

schen kulturellen Differenzen und sozialen 

Situationen von eingewanderten Menschen 

sind vorhanden.  

Gezielte Maßnahmen (positive Aktionen) 

verfolgen das Interesse, Benachteiligungs-

faktoren zu berücksichtigen und positiv zu 

kompensieren. 

 

 

¨  Einwanderungs-,  

    migrationsneutral 

 

Bewusstsein und Expertise über die spezifi-

schen kulturellen Differenzen und sozialen 

Situationen von eingewanderten Menschen 

sind vorhanden.  

Auf dieser Basis sind politische Maßnahmen 

so strukturiert, dass alle möglichen Benach-

teiligungseffekte ausgeschlossen sind. 
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3. Interkulturelle Öffnung der Ausbildung der Stadt  
Frankfurt am Main  

„Interkulturellen Öffnung der kommunalen Verwaltung“ ist ein Konzept, 

das zunehmend in der einwanderungspolitischen Diskussion und Praxis 

an Bedeutung gewinnt und in einen nationalen sowie europaweiten Dis-

kurs eingebunden ist (u.a. Friedrich Ebert Stiftung (Hrsg.) (2002); Pröhl, 

Marga / Hartmann, Hauke (Hrsg.)). Es soll „Verwaltungen in die Lage ver-

setzen, ihre Angebote und Leistungen an eine durch Einwanderung ver-

änderte soziale Umwelt anzupassen. Im Kern geht es um die Fähigkeit 

von Institutionen und ihren Mitarbeitern, erfolgreich mit Personen zu 

kommunizieren, deren Lebenswelt durch Migrationserfahrungen geprägt 

ist.“ Dabei bezeichnet „interkulturelle Kompetenz“ das Wissen und die Fä-

higkeit, hier sachkundig, d.h. integrationsorientiert zu handeln; hingegen 

wird „der Prozess, den eine Organisation durchläuft, um sich für eine Ein-

wanderungsgesellschaft fit zu machen,“ als „interkulturelle Öffnung“ be-

schrieben (Curvella, 2002, S. 39).  

Das XENOS-Projekt der Stadt Frankfurt am Main orientiert sich mit seiner 

Zielsetzung an dem Konzept „Interkulturelle Öffnung der Verwaltung“, es 

konzentrierte sich hier allerdings auf einen Baustein, die kommunale 

Nachwuchsförderung, ohne dass von Seiten der städtischen Politik und 

Verwaltung ein umfassendes, integrationspolitisches Konzept vorlag.  

3.1 Nachwuchsförderung bei der Stadt Frankfurt am M ain 

Werbungsaktivitäten zur Gewinnung von Auszubildende n mit Migra-
tionshintergrund 

Einschlägige Untersuchungen gehen davon aus, dass in der Berufsweg-

planung von Mädchen und Jungen aus Migrantenfamilien die Ausbildung 

in einer Verwaltung wenig selbstverständlich ist. Hierfür spielen eigene 

und familiale Erfahrungen mit Behörden sowie differente Bewertungs-

maßstäbe von öffentlicher Verwaltung im eigenen Kulturkreis eine große 

Rolle (u.a. Meng, Frank, 2001). Darüber hinaus wird Verwaltung häufig 

ausschließlich mit Beamtentum assoziiert, das für Personen mit ausländi-

schem Pass bzw. aus nicht-europäischen Staaten verschlossen bleibt. Die 
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als ‚fremde’ Haltung gegenüber deutschen Behörden in den entsprechen-

den Studien beschriebene Haltung von Menschen mit Migrationshin-

tergrund relativiert sich jedoch höchstwahrscheinlich mit der Dauer des 

Aufenthalts in Deutschland; d.h. insbesondere für Jugendliche aus der 

zweiten und dritten Generation von Migrantenfamilien. Ein positiver Faktor 

für die Entscheidung zur Ausbildungsbewerbung im öffentlichen Dienst 

stellt die Beschäftigung eines Familienmitglieds in der Verwaltung dar17 – 

ein Faktor, der auch für deutsche Jugendliche zutrifft. Eine einwande-

rungsorientierte Nachwuchsgewinnung greift die differenten Motivations-

lagen von Jugendlichen mit Migrationshintergrund mit gezielten Werbe-

maßnahmen auf, um Jugendliche mit Migrationserfahrung für eine Ausbil-

dung in der öffentlichen Verwaltung zu gewinnen. Vor diesem Hintergrund 

wurden im Rahmen des XENOS-Projektes auf die Zielgruppe zugeschnit-

tene Werbemaßnamen entwickelt und durchgeführt (siehe Kap. 4.1).  

Generell wird von Seiten des städtischen Personal- und Organisationsamt 

keine systematische Vorgehensweise im Sinne eines strategischen Per-

sonalmarketings eingeschlagen, um die Stadt als wichtige Ausbildungsin-

stitution bekannt und attraktiv zu machen sowie qualifizierte Potenzialträ-

ger/innen als Nachwuchskräfte zu gewinnen. Zu Beginn des XENOS-

Projektes wurde dies in den Expert/inneninterviews vereinzelt als Problem 

im Kontext der Konkurrenzsituation zu Banken und Versicherungen ange-

sprochen – und zwar unabhängig von Fragen migrationsbewusster Per-

sonalentwicklung. Entsprechend lässt sich auch nicht von einer gezielten 

Strategie zur Rekrutierung von jungen Nachwuchskräften mit Migrations-

hintergrund sprechen. In den Experten/inneninterviews ist das zu Beginn 

des XENOS-Projektes auch nicht explizit als wünschenswert und notwen-

dig bewertet worden. Eine Haltung, die sich zu Ende des Projektes und 

vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit den entsprechenden XENOS-

Aktivitäten dahin gehend verändert hat, dass zielgruppenspezifische Ak-

quisemaßnahmen zur Gewinnung von Jugendlichen mit Migrationshinter- 

                                                 

17 So sind bei zwei der Mentees, die im Rahmen des XENOS-Projektes an dem Paten-
schaftsmodell teilgenommen haben (siehe Kap.3.2), je ein Elternteil bei einer städti-
schen Verwaltung beschäftigt gewesen.  
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grund in den Expert/innengesprächen begrüßt und als positiv bewertet 

wurden. Allerdings werden aufgrund der angestrengten städtischen Per-

sonal- und Haushaltssituation keine Möglichkeiten gesehen, diese Aktivi-

täten in die jährliche Ausbildungswerbung zu übernehmen. Jedoch sind im 

Projektzeitraum einige Akquisewege eingeschlagen worden, um potenziel-

le Bewerber/innen mit Migrationshintergrund gezielt anzusprechen. Initiati-

ven hierzu kamen auch von Seiten der Politik sowie dem städtischen Amt 

für multikulturelle Angelegenheiten (AMKA).  

Angewandte Bausteine einer einwanderungsorientierte n Nach-
wuchsrekrutierung bei der Stadt Frankfurt a. M.: 

- Spezielle Ansprache und Aufforderung zur Bewerbung von Jugend- 

lichen mit Migrationshintergrund auf der entsprechenden Seite der  

Homepage der Stadt Frankfurt a. M.;18  

- Werbung in einer türkischen und ehemals jugoslawischen Zeitung; 

- Verschickung einer Info-Mappe mit Informationen zu den verschie-

den Ausbildungsberufen bei der Stadt Frankfurt a. M. an Frankfurter 

Schulen und Schulen aus der Umgebung (Infos in verschiedenen 

Sprachen); 

- Angebot zu Informationsveranstaltungen in der Schule oder Inhouse 

bei dem städtischen POA Im Rahmen dieser Verschickungsaktion; 

- Berufspraktika für Schüler/innen in den Ausbildungsbereichen; 

- Anschreiben Jugendhäuser und Ämter mit viel Publikumsverkehr; 

- Teilnahme an Ausbildungsmessen unter Beteiligung von städtischen 

Auszubildende mit Migrationshintergrund. 

 

 

                                                 

18 Folgender Text steht auf der Seite der Bekanntmachung der angebotenen Ausbil-
dungsgänge für das jeweilige Ausbildungsjahr der Stadt Frankfurt a.M.: „Wir würden 
uns sehr freuen, wenn sich auch ausländische Jugendliche von unserem Ausbildungs-
angebot angesprochen fühlen“. 
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Auswahlverfahren für die städtischen Verwaltungsber ufe 

Für eine einwanderungsbewusste Nachwuchsförderung und die interkultu-

relle Öffnung der Personalpolitik ist insbesondere das Auswahlverfahren 

ein wichtiges Instrument, um die Einstellungschancen von jugendlichen 

Migrant/innen zu verbessern. Hier stellt sich die Frage, inwieweit die in 

den Auswahlverfahren angewandten schriftlichen Tests sprach- und kul-

turabhängige Elemente enthalten, die die Einstellungschancen für auslän-

dische Jugendliche negativ beeinflussen können. So wird z.B. von einer 

Expertin aus dem Bundesinstitut für berufliche Bildung in einer Experten-

anhörung hierzu angemerkt: „Benachteiligt werden Jugendliche ausländi-

scher Herkunft z.B. durch die Verwendung so genannter sprach- und kul-

turabhängiger schriftlicher Testverfahren bei der Auswahl von Auszubil-

denden, die sich zudem als wissenschaftlich nicht haltbar erwiesen haben 

und von geringem prognostischen Wert im Hinblick auf die tatsächliche 

Ausbildungsfähigkeit der Jugendlichen und ihren Erfolg bei der Ab-

schlussprüfung sind“ (Ausländerbeirat der Stadt Bonn, 1999, S. 12). Um 

den Kulturbias der Mehrheitsgesellschaft in schriftlichen Testverfahren zu 

identifizieren, ist eine entsprechende Evaluation erforderlich. Ein weiteres 

wichtiges Element im Rahmen einer migrationsbewussten Nachwuchsför-

derung ist ein Auswahlverfahren, das schriftliche und mündliche Prüfungs-

teile als Ganzes zur Grundlage der Bewertung der Kandidat/innen nimmt, 

um die Ebenen des Wissens/ Kenntnisse/ Fähigkeiten und die der persön-

lichen sowie sozialen Kompetenzen gleichwertig beurteilen zu können. 

Dies wird mittlerweile insbesondere in Unternehmen der privaten Wirt-

schaft als ein wesentlicher Bestandteil moderner Nachwuchspolitik ange-

sehen. So können Nachteile im schriftlichen Test zum Beispiel durch her-

vortretende soziale Kompetenzen ausgeglichen werden. Für eine migrati-

onsbewusste Nachwuchsförderung spielt in diesem Kontext die Frage 

nach der interkulturellen Kompetenz eine wichtige Rolle, die sowohl bei 

der Entwicklung von Führungskompetenz zunehmend eine Anforderung in 

vielen Organisationen, Verwaltungen und Unternehmen darstellt, als auch 

durchaus innerhalb des Auswahlverfahren für eine Ausbildung Bedeutung 
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erhält.19 Junge Frauen und Männer mit Migrationshintergrund verfügen 

„nicht nur über Zweisprachigkeit, sie haben als Manager/innen zwischen 

den Kulturen Flexibilität und interkulturelle Kompetenz erworben, Fähig-

keiten also, die eine moderne Verwaltung zur Bewältigung immer komple-

xer werdender Anforderungen zukünftig benötigt“ (Jung, Dörthe 2003). Die 

Bewertung von interkultureller Kompetenz kann ein Plus für Jugendliche 

mit Migrationshintergrund sein, aber auch für deutsche Bewerber/innen, 

da es sich unabhängig von der kulturellen Herkunft um eine zukünftige 

Kompetenzanforderung in Verwaltung multikulturell strukturierter Groß-

städte handelt. 

Beispiele für Bausteine einer interkulturellen Öffn ung und einwande-
rungsorientierten städtischen Nachwuchspolitik sind :  

- Die Evaluation vorhandener Testverfahren im Auswahlverfahren auf 

sprach- und kulturabhängige Elemente der Mehrheitsgesellschaft; 

- Auswahlverfahren, die schriftliche und mündliche Teile des Prü-

fungsverfahrens als Grundlage zur Bewertung von Einstellungen 

nehmen; 

- Die Bewertung von Mehrsprachigkeit und interkultureller Kompetenz. 

Im Rahmen des XENOS-Projekts war die Sensibilisierung städtischer Ent-

scheidungsträger und Ausbilder/innen für Möglichkeiten, in der Bewerber-

auswahl die spezifischen Voraussetzung von jugendlichen Migrant/innen 

stärker zu berücksichtigen, eine zentrale Zielsetzung. Die Auswertung der 

Expert/inneninterviews verdeutlichte, dass die Mehrheit der befragten Ex-

pert/innen davon ausgehen, dass ein gerechtes Auswahlverfahren auf der 

Basis ‚kulturneutraler‘ bzw. gleicher  Leistungs- und Anforderungsmaßstä-

be für die städtische Ausbildung zugrunde gelegt wird und dass von daher 

keine Evaluation der angewandten Tests sowie des Prüfungsverfahrens 

erforderlich ist. Die Notwendigkeit zu Veränderungen des Auswahlverfah-

rens im speziellen für die Nachwuchsförderung, der städtischen Personal-

politik im Allgemeinen im Sinne einer interkulturellen Öffnung sahen die 

                                                 

19 Beispielhaft sei auf die Stadt Duisburg hingewiesen, die Mehrsprachigkeit explizit als 
Bewerbungsvorteil für die Auswahl herausstellt (siehe Kap. 4.4). 
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meisten der befragten Expert/innen nicht. In dieser Hinsicht kann im Pro-

jektzeitraum auf einer strukturellen Ebene nicht von einer Einstellungsän-

derung bzw. Organisationsveränderung gesprochen werden. Hier stellte 

eine im Rahmen des XENOS-Projektes durchgeführte Fachtagung, in der 

aktuelle Erkenntnisse zu Fragen der Nachwuchsförderung und Personal-

politik im Kontext einer interkulturellen Öffnung kommunaler Verwaltung 

aus unterschiedlichen deutschen und europäischen Kommunen vorge-

stellt und diskutiert wurden, ein wichtiges Instrument zur Sensibilisierung 

dar (siehe Kap. 4.4). 

Im Einzelnen besteht das eintägige Auswahlverfahren für eine Ausbildung 

in den Verwaltungsberufe bei der Stadt Frankfurt a. M. aus einem schriftli-

chen Teil, der durch externe Fachleute ausgewertet wird. Die Ergebnisse 

werden in einem Auswahlausschuss diskutiert. Hier wird die Entscheidung 

getroffen, ob die Bewerber/innen zu den weiteren Prüfungsteilen zugelas-

sen werden. Der zweite Teil der Prüfung besteht aus einer Gruppenübung 

und einem Einzelgespräch. Nach den Ergebnissen der Expertenbefragung 

ist der schriftliche Teil der Prüfung das entscheidende Auswahlinstrument. 

Eine ganzheitliche Bewertung, in der die Ergebnisse der schriftlichen und 

mündlichen Prüfungen zusammen beurteilt werden, kommt nach den 

Aussagen der Experten vereinzelt, aber nicht systematisch vor. Allerdings 

wird in den Expert/innengesprächen, die zu Ende des XENOS-Projektes 

durchgeführt wurden, betont, dass im Zweifelsfall die/der Bewerber/in 

noch einmal die Chance für die Teilnahme an dem zweiten Prüfungsteil 

gegeben wird und dass hier im Projektzeitraum in Bezug auf die Zielgrup-

pe eine stärkere Sensibilisierung stattgefunden hat. 

Nach den Befragungsergebnissen sind neue Erkenntnisse der aktuellen 

Fachdiskussion zum Kompetenzbegriff20 bislang noch nicht in den Anfor-

derungsprofilen für Auszubildende berücksichtigt. Das Einstellungsverfah-

ren für die städtischen Verwaltungsberufe kommt tendenziell auch bei der 

Bewerbung für Ausbildungsberufe bei anderen städtischen Ämtern zur 

Anwendung.  

                                                 

20 U.a. Erpenbeck, John, u.a. (1999). 
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3.2 Einstellungen von städtischen Auszubildenden mi t Migrations-
hintergrund 2002 - 2004 

Bewerbungen 

Vorliegende Studien zur Bewerbungssituation von Migrant/innen im öffent-

lichen Dienst zeigen eine relativ geringe Bewerbungsaktivität von auslän-

dischen Jugendlichen im Bereich öffentlicher Verwaltung (u.a. Anderson 

2000). Diese Tendenz spiegelt sich auch in der Bewerbungssituation der 

Zielgruppe bei der Stadtverwaltung Frankfurt am Main wider. So waren in 

2002 bei Projektbeginn knapp 13 Prozent Bewerbungen von Jugendlichen 

mit Migrationshintergrund, in 2003 stieg die Anzahl auf 20 Prozent und in 

2004 sank sie wieder auf knapp 17 Prozent. Der im Projektzeitraum zu 

verzeichnende Anstieg an Bewerbungen insgesamt bei der Stadt Frank-

furt (siehe Kap. 2.1) wird demnach nicht von einer steigenden Bewer-

bungsanzahl dieser Zielgruppe bestimmt (Tabelle 3). Allerdings ist die 

Bewerbungsanzahl von männlichen Jugendlichen in der Zielgruppe ver-

gleichsweise zu 2002 in den Einstellungsjahren 2003 und 2004 leicht an-

gestiegen, jedoch in 2004 mit abnehmender Tendenz. Die Anzahl von 

Bewerbungen von jungen Frauen mit Migrationshintergrund hat wiederum 

im Projektzeitraum leicht abgenommen. (Tabelle 4). 

 

Tabelle 3: Verhältnis Bewerbungen* insgesamt und vo n 
Jugendlichen mit Migrationserfahrung in 2002 - 2004
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Tabelle 4: Anzahl Bewerbungen Jugendliche mit 
Migrationshintergrund nach Geschlecht 2002 - 2004
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Auch wenn der Anteil der ausländischen Wohnbevölkerung der Stadt 

Frankfurt am Main (27 Prozent21) nicht ein unmittelbarer Einflussfaktor für 

Bewerbungsaktivitäten von Jugendlichen darstellt, so ist die multikulturelle 

Zusammensetzung der Stadtbevölkerung ein Indikator für das vorhandene 

Potenzial junger Menschen mit Migrationshintergrund, das für die Nach-

wuchsförderung der Stadtverwaltung bei einer migrationsbewussten Per-

sonalpolitik von Interesse sein kann. Das gleiche gilt für die schulische 

Qualifikation von Jugendlichen mit nicht-deutscher Staatsangehörigkeit, 

wenn man berücksichtigt, dass überwiegend Haupt- und Realschulab-

schluss in den Verwaltungsberufen die schulischen Grundvoraussetzun-

gen für eine erfolgreiche Bewerbung bei der Stadt Frankfurt darstellen 

(siehe Kap. 2.1). Der Anteil ausländischer Schüler/innen in den allgemein 

bildenden Schulen in Frankfurt am Main war am Ende des Schuljahres 

2000/2001 knapp 33 Prozent. Im selben Schuljahr haben sind von den 

Schüler/innen mit Hauptschulabschluss 50 Prozent, von denjenigen mit 

einem Realschulabschluss 38 Prozent und von denen mit Abiturszeugnis 

knapp 15 Prozent ausländische Jugendliche 22 .  

                                                 

21 Stand: 31.12.2002  
 Statistisch wird hier das Kriterium nicht-deutscher Pass genommen. Der Anteil der   
Wohnbevölkerung mit Migrationshintergrund ist entsprechend höher. Der Anteil der aus-
ländischen Wohnbevölkerung im Alter 0-25 Jahre liegt ebenfalls bei 27 Prozent. 

22 Statistisches Jahrbuch Frankfurt am Main 2003. 
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Als Ursachen für geringe Bewerbungsaktivitäten von Jugendlichen mit 

Migrationserfahrungen im öffentlichen Verwaltungsbereich werden nach 

der vorhandenen Datenlage insbesondere folgende Faktoren hervorgeho-

ben: 

- Unkenntnis der Jugendlichen und der Eltern über das Ausbildungs-

spektrum in der öffentlichen Verwaltung; 

- ein aufgrund von (Migrations-) Erfahrungen distanziertes Verhältnis 

zu Staat, Verwaltung und Bürokratie; 

- eine Orientierung an (Ausbildungs-)Bereichen und Institutionen im 

Kontext der Herkunftskultur. 

Eine nicht unbedeutende Rolle für die relativ geringe Bewerbungsaktivität 

von Jugendlichen mit Migrationshintergrund spielt darüber hinaus in der 

Stadt Frankfurt am Main noch der Einzugsradius der eingehenden Bewer-

bungen. Nach Auskunft der befragten Expert/innen der städtischen Aus-

bildung ist dieser - ähnlich wie bei der gesamten Beschäftigtenstruktur in 

der Stadtverwaltung - relativ groß. Zu einem sehr großen Anteil bewerben 

sich jungen Frauen und Männer aus dem Umland bei der Stadt Frankfurt 

am Main. Anzunehmen ist, dass es sich hier mehrheitlich um deutsche 

Jugendliche handelt23, da die Anzahl an Menschen mit Migrationshin-

tergrund in kleinen und mittleren Städten und auf dem Land vergleichs-

weise zu Großstädten geringer ist und darüber hinaus Mobilität etwa für 

Mädchen aus muslimischen Herkunftsfamilien weniger selbstverständlich 

ist. 

Im Hinblick auf die Bereitschaft von Jugendlichen mit Migrationshin-

tergrund, sich bei einer öffentlichen Verwaltung für eine Ausbildung zu 

bewerben, wird deutlich, dass eine gezielte Werbung im Rahmen der 

Nachwuchsförderung notwendig ist, wenn die Chancen verbessert und 

das Potenzial eingewanderter Jugendliche angemessen berücksichtigt 

werden soll. Dazu gehören vor allem auch Informationen über das städti-

sche Ausbildungsspektrum in den Schulen und einschlägigen Mi-

                                                 

23 Hierzu lagen dem XENOS-Projekt keine Daten vor. 
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grant/innenorganisationen, der Abbau von Vorurteilen und Ressentiments 

gegenüber der öffentlichen Verwaltung als Arbeitgeberin sowie die geziel-

te Ansprache der jungen Frauen und Männer mit Migrationserfahrung. 

Einstellungen von Auszubildenden mit Migrationserfa hrung  

In der einwanderungsorientierten Diskussion wird von einer Zielorientie-

rung um die 30 Prozent an Einstellungen von Menschen mit Migrationser-

fahrung ausgegangen, bis eine im Hinblick auf Chancengleichheit relevan-

te Repräsentanz vorhanden ist.24 Von dieser Zielmarke sind jedoch die 

Ausbildungsquoten ausländischer Jugendlichen weit entfernt. Unter Be-

rücksichtigung des bundesweiten Trends, dass in der beruflichen Ausbil-

dung diese Quote sich in den letzten Jahren stetig verringert25, befanden 

sich 5 Prozent ausländischer Jugendliche in 2003 in Deutschland in einer 

Berufsausbildung, davon nur 2,1 Prozent im öffentlichen Dienst.26  

Unter den einschränkenden Bedingungen, wie sie im Kapitel 2 erörtert 

wurden, ist im XENOS-Projekt „Interkulturelle Öffnung der städtischen 

Ämter und Betriebe der Stadt Frankfurt am Main“ von Seiten der wissen-

schaftlichen Begleitung eine Evaluation der Einstellungsquoten in der 

städtischen Ausbildung im Hinblick auf die Anzahl eingestellter Jugendli-

chen mit ausländischem Pass und junger Frauen und Männer mit Migrati-

onshintergrund durchgeführt worden27.  

Ein Vergleich zwischen den Einstellungsjahren 2002-2004 anhand des 

Kriteriums „nicht-deutscher Pass“ zeigt, das im Projektzeitraum ein pro- 

                                                 

24 In der frauenpolitischen Diskussion wird ebenfalls von einer 30 Prozent Quote ausge-
gangen, bis zum Beispiel die Repräsentanz von Frauen in Entscheidungspositionen ei-
nen kulturprägenden Einfluss bekommt (cultural change).  

25 Siehe auch Fußnote 8. In 2002 lag der Anteil ausländischer Jugendlicher in der Be-
rufsausbildung bundesweit bei 5,25 Prozent, in 2003 bei 5,01 Prozent. Laut Berufsbil-
dungsbericht von 2003 sank ihr Anteil in 2001 bundesweit von 7,1 Prozent (2000) auf 
6,8 Prozent.  

26 Statistisches Bundesamt Deutschland 2004 
27 Zur Problematik der statistischen Erfassung der Zielgruppe siehe Fußnote 7. Bei der 

Stadt Frankfurt am Main wird bei den Bewerbungen das Merkmal „mit Migrationserfah-
rung“ anhand folgender Kriterien erfasst: wenn eine andere als deutsche Staatsangehö-
rigkeit vorliegt; oder der Name eindeutig auf eine andere Herkunft schließen lässt und 
der Geburtsort außerhalb des deutschen Sprachraumes liegt; sofern eine andere als 
Deutsch als Muttersprache in der Bewerbung erwähnt oder gefunden wurde (Angaben 
POA). 
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zentualer Anstieg an Einstellung von Jugendlichen in dieser Zielgruppe 

stattgefunden hat – allerdings handelt es sich in absoluten Zahlen gese-

hen immer noch um eine kleine Gruppe (5:8:7). 

Tabelle 5: Anteil Jugendlicher mit ausländischem Pa ss an städtischen 
Auszubildenden insgesamt in den Einstellungsjahren 2002- 2004
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Demgegenüber erfasst das Kriterium „mit Migrationshintergrund“ eine 

größere Gruppe von Jugendlichen und spiegelt die Komplexität von Zu-

wanderung realistischer wider. Es sind mittlerweile überwiegend Jugendli-

che aus der zweiten und dritten Einwanderungsgeneration, die mit einer 

migrationsbewussten Nachwuchspolitik angesprochen werden, sie haben 

häufig die deutsche Staatsangehörigkeit angenommen und stellen gleich-

wohl angesichts der integrationspolitischen Zielsetzung des XENOS-

Projektes einerseits unter Potenzialgesichtspunkten, andererseits im Hin-

blick auf Chancengleichheit eine relevante Zielgruppe dar.  

Das Kriterium „mit Migrationshintergrund“ zugrunde gelegt, ist bei der 

städtischen Einstellungspraxis von Auszubildenden mit Migrationshin-

tergrund in 2003 ein leichter Anstieg zu verzeichnen, im Vergleich zu dem 

Einstellungsjahr 2002 haben mit 13 Prozent immerhin 2,5 Prozent mehr 

junger Frauen und Männer aus dieser Zielgruppe eine städtische Ausbil-

dung in den angebotenen Verwaltungs- und Fachberufen begonnen. An-

zunehmen ist, dass sich hier positiv die Bewerbungstrainings und Bera-

tungen, die für die Zielgruppe im XENOS-Projekt angeboten wurden (sie-
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he Kapitel 4.1), niederschlagen. Die im Einstellungsjahr 2004 gesunkene 

Einstellungsquote von Jugendlichen mit Migrationshintergrund legt die 

Annahme nah, dass die veränderten Rahmenbedingungen der städti-

schen Ausbildung mit nachteiligen Effekten für die Zielgruppe einherge-

hen, wenn nicht gezielt mit einer einwanderungsbewussten Nachwuchs-

politik entsprechend gesteuert wird. Zum einen trifft dies generell für die 

Reduzierung des Ausbildungsangebotes in den Verwaltungsberufen im 

Einstellungsjahr 2004 zu, da in den vier Angestelltenberufen der höchste 

Anteil an Jugendlichen mit Migrationshintergrund ihre Ausbildung in dem 

Projektzeitraum absolvieren; zum anderen speziell für das stark reduzierte 

Angebot an Ausbildungsplätzen in den Berufen „Verwaltungsfachange-

stellte“ und „Fachangestellte für Bürokommunikation“, in denen ver-

gleichsweise viele junge Frauen mit Migrationshintergrund in den Einstel-

lungsjahren 2002 und 2003 ihre Ausbildung begonnen haben (siehe Ta-

belle 2).  

Tabelle 6: Anteil Jugendlicher mit Migrationshinter grund an 
städtischen Auszubildenden insgesamt in den Einstel lungsjahren 

2002 - 2004
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Vergleicht man die Einstellungsquoten im Projektzeitraum nach Ge-

schlecht, so sind in allen drei Einstellungsjahren über dreiviertel der ein-

gestellten Jugendlichen junge Frauen28, allerdings mit einer leicht abneh-

menden Tendenz.  

                                                 

28 Hier spielt einerseits die ‚Feminisierungstendenz’ der öffentlichen Verwaltung eine Rol-
le. Die öffentliche Verwaltung ist eine bei Frauen beliebte Arbeitgeberin, weil viele Ar-
beitsplätze für die Frauen-typischen Qualifikationsstrukturen passgerecht und Teilzeit-
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Tabelle 7: Einstellungen städtischer Auszubildender  insgesamt 
nach Geschlecht in 2002 - 2004
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In den Einstellungsquoten von jungen Frauen und Männern mit Migrati-

onshintergrund verstärkt sich diese Tendenz29. Sind in 2002 noch weit 

über dreiviertel der eingestellten Auszubildenden in der Zielgruppe weib-

lich, so sind es in 2004 nur noch knapp über die Hälfte.  

Tabelle 8: Einstellungen Auszubildende mit Migratio nshintergrund 
nach Geschlecht in 2002 - 2004
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Unter der Berücksichtigung, dass es sich absolut gesehen um eine kleine 

Gruppe von Auszubildenden handelt, kann es sich bei diesen Entwicklun-

gen der Einstellungsquoten im Hinblick auf Gender eher um eine zufällige  

                                                                                                                                      

beschäftigung sowie flexible Arbeitszeiten unproblematisch sind. In den Expert/innen-
interviews wurde zudem hervorgehoben, dass junge Frauen häufig besser qualifiziert 
sind. 

29 Bundesweit sind 2003 ebenfalls unter den Auszubildenden mit ausländischem Pass die 
weiblichen Jugendlichen überdurchschnittlich repräsentiert (Insgesamt Quote 5 Prozent, 
weibliche Auszubildende mit ausländischem Pass 5.5 Prozent. Quelle: Statistisches 
Bundesamt Deutschland 2004) 
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Entwicklungstendenz handeln. Diese lässt sich weder aus dem Bewer-

bungsverhalten der jungen Frauen mit Migrationshintergrund erklären 

(siehe Tabelle 4), noch wurde in den Expert/inneninterviews von einem 

gezielten Auswahlverfahren gesprochen, das die Veränderungen der Ein-

stellungsquote im Projektzeitraum bewirkt haben könnte.  

Deutlich wird, dass mit einer migrations- und genderbewussten30 Nach-

wuchspolitik solche Entwicklungstendenzen nach eigenen städtischen 

Förder- und Bedarfsquoten sowie mit einem entsprechenden Monitoring 

zu steuern sind. Dies würde ein Umlenken in der städtischen Personalpoli-

tik bedeuten - eine Empfehlung, die jedoch aktuell nach den Auswertun-

gen der Expert/inneninterviews und den Diskussionen in den durchgeführ-

ten Fachgesprächen nicht auf der Agenda des Personal- und Organisati-

onsamtes der Stadt Frankfurt am Main steht.  

 

 

                                                 

30 In der Stadt Frankfurt am Main stellt der Frauenförderplan (FFPL) bisher ein wichtiges 
Instrument einer genderbewussten Personalpolitik dar. Siehe zur Verbindung der Kon-
zepte: Gender und Diversity Bendl, Regine, u.a. (2004). 
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4. Aktivitäten des XENOS-Projektes „Interkulturelle   
Öffnung der städtischen Ämter und Betriebe der Stad t 
Frankfurt am Main“ 

4.1 Informationsveranstaltungen und Ausbildungsbera tungen  

Das Projekt „Interkulturelle Öffnung der städtischen Ämter und Betriebe 

der Stadt Frankfurt am Main“ wurde im Rahmen des XENOS-Programmes 

mit der Zielsetzung entwickelt, die Bewerbungs- und Ausbildungssituation 

von Jugendlichen mit Migrationshintergrund in der öffentlichen Verwaltung 

mit spezifischen Informations-, Ausbildungsberatungs- und Unterstüt-

zungsangebote zu verbessern. Im Vordergrund stand zunächst die Erpro-

bung von solchen Werbestrategien, die die Stadt Frankfurt am Main als 

kompetenten Ausbildungsträger bekannt und für die angesprochene Ziel-

gruppe attraktiv machen. Die Durchführung von Informationsveranstaltun-

gen in den Schulen stellten hier im gesamten Projektverlauf  einen Aktivi-

tätsschwerpunkt dar, aber auch Kontakte zu lokalen Migrant/innen-

organisation, um über diesen Weg Zugang zu den Eltern zu erhalten. 

Die Informationsveranstaltungen verfolgten die Zielsetzungen: 

- Relevante Akteur/innen in der Schule und dem Umfeld (Leh-

rer/Eltern/Schulsozialarbeit) für die Möglichkeit einer Ausbildungs-

bewerbung der Zielgruppe im öffentlichen Dienst zu sensibilisieren;  

- Über das Ausbildungsspektrum der Stadt Frankfurt am Main zu in-

formieren, um die Stadt als attraktiven Ausbildungsträger insgesamt, 

speziell für Jugendliche mit Migrationshintergrund bekannt zu ma-

chen;  

- Eruierung eines Beratungsbedarfes für die Ausbildungsbewerbung 

bei Jugendlichen mit Migrationshintergrund und Vorstellen des ent-

sprechenden Beratungsangebotes im XENOS-Projekt. 

Die Informationsveranstaltungen wurden in den 8., 9. und 10. Schulklas-

sen von Haupt- Real- und Gesamtschulen durchgeführt. Darüber hinaus 

sind spezielle Termine mit Schuldirektorium und Kollegium zur deren In-

formation wahrgenommen, bei Elternabenden Informationen vermittelt 
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und vereinzelt die Schulsozialarbeiter/innen angesprochen worden. Über 

die Veranstaltungen konnten im Projektzeitraum insgesamt über  

1000 Schüler/innen31 und mehrere Hunderte Multiplikator/innen erreicht 

werden.  

 

Die Informationsveranstaltungen wurden von allen beteiligten Akteuren 

als notwendig und sehr erfolgreich bewertet. Deutlich wurde, dass insge-

samt viele Jugendliche – und nicht nur die angesprochene Zielgruppe -  

wenig über das breite Ausbildungsspektrum der Stadt Frankfurt informiert 

sind und keine Kenntnisse darüber haben, welche Voraussetzungen für 

das Bewerbungsverfahren erforderlich sind. In diesem Kontext sind aber 

auch insbesondere Defizite in der schulischen Berufs- und Ausbildungs-

vorbereitung eklatant geworden; Defizite, die von Seiten eines zeitlich 

begrenzten Pilotprojektes im Allgemeinen nicht beeinflussbar sind. An 

qualifizierten Nachwuchskräften interessierte Ausbildungsträger und Ar-

beitgeber können diesen schulischen Defiziten nur mit einem modernen 

und aktiven Personalmarketing begegnen, um über ihre jeweiligen Aus-

bildungsangebote und Qualifikations- bzw. Bewerbungsvoraussetzungen 

zu informieren.32 

                                                 

31 Es wurden keine speziellen Veranstaltungen nur für Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund durchgeführt, insofern wurden alle Schüler/innen der jeweiligen Klassen  
über die Ausbildung bei der Stadt Frankfurt am Main informiert. Gesonderte Veranstal-
tungen für Jugendliche mit Migrationshintergrund waren aus technischen, aber auch 
aus inhaltlichen Gründen nicht vorgesehen, um unerwünschte Diskriminierungseffekte 
bei der Zielgruppe zu vermeiden. Siehe hierzu auch Kapitel 4.2 

32 So veranstaltet beispielsweise Stadt Rotterdam im Rahmen ihres Anwerbe- und Aus-
wahlverfahrens eine eigene Job- und Ausbildungsmesse, die so genannten  
„TalentEvent“ (nach: Vortrag von Léon Sonnenschein, ehem. Leiter des Projektes „Di-
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Zur Gewinnung von Jugendlichen mit Migrationshintergrund sind neben 

den Informationsveranstaltungen zudem noch Flyer und Werbeplakate an 

Schulen und diverse Jugendeinrichtungen versandt worden, in denen auf 

die Angebote des Projektes und die Ausbildungsmöglichkeiten bei der 

Stadt Frankfurt am Main aufmerksam gemacht wurde (siehe Flyer).  

 

                                                                                                                                      

verCity“ der Stadt Rotterdam, gehalten auf der von dem XENOS-Projekt durchgeführten 
Fachtagung „Förderung von Vielfalt“ am 23.05.2003 in Frankfurt am Main, siehe Kap. 
4.4) 
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Ein Aktionsschwerpunkt des XENOS-Projektes war die Durchführung von 

allgemeinen und individuellen Ausbildungsberatungen sowie persönli-

chen Bewerbungstrainings.  

Diesen Beratungsangeboten lagen folgende Zielsetzungen zugrunde: 

- den in den Informationsveranstaltungen festgestellten Defiziten in 

Bezug auf die schulische Berufsvorbereitung mit einem intensivierten 

Beratungsangebot über Ausbildungsspektrum, -bedingungen,   

-voraussetzungen bei der Stadt Frankfurt am Main zu begegnen; 

- auf die bestehenden Unkenntnisse, Vorurteile und Distanzen der Ju-

gendlichen mit Migrationshintergrund gegenüber einer Ausbildung in 

einer deutschen Verwaltung mit breiten Informationen und im per-

sönlichen Diskussionsaustausch effektiver reagieren zu können; 

- Stärkung der Berufsentscheidung von jungen Frauen und Männern 

mit Migrationshintergrund durch persönliche Ausbildungsberatung 

und Bewerbungstrainings. 

Tabelle 10: Ausbildungsberatung 2001 - 2004
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Die die Ausbildungs- und Bewerbungsentscheidung unterstützende Bera-

tungsangebote wurden im Projektzeitraum von über 900 Jugendlichen 

wahrgenommen. Davon haben sich mehr als 200 individuell beraten las-

sen und fast 200 jungen Frauen und Männer ein persönliches Bewer-

bungstraining durchgeführt. 
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In den Interviews mit den städtischen Expert/innen am Ende des Projek-

tes wurden insbesondere die unterstützenden Beratungsangebote, die im 

Rahmen des XENOS-Projektes stattgefunden haben, als positiv bewertet. 

Die Expert/innen wiesen darauf hin, dass die jungen Frauen und Männer, 

die die Beratungsangebote wahrgenommen haben, in den Bewerbungs-

gesprächen selbstbewusst und zielorientiert aufgetreten sind. Sowohl in 

den Interviews wie auch in dem abschließenden Fachgespräch bestand 

Konsens darüber, dass die im XENOS-Projekt erprobten Informationsver-

anstaltungen und Beratungsangebote sinnvolle, die bestehende Werbe-

strategie des städtischen Ausbildungsamtes begleitende Angebote dar-

stellen. Wie schon an anderer Stelle bemerkt, wird jedoch von Seiten des 

POA keine Möglichkeit gesehen, diese als erfolgreich eingestuften Aktivi-

täten in die städtische Akquisestrategie für Nachwuchskräfte als  Rege-

langebote aufzunehmen. 

Unabhängig davon lassen sich vor dem Hintergrund der erfolgreichen Er-

probung der Informations- und Beratungsangebote zur Gewinnung von 

Auszubildenden, speziell Jugendlichen mit Migrationshintergrund folgende 

Empfehlungen formulieren: 

- Breite Information und Transparenz über das bestehende städtische 

Ausbildungsspektrum und die Bewerbungsvoraussetzungen sind not-

wendig, wenn stärker von Seiten der Stadt Frankfurt am Main im Sinne 

eines Personalmarketings für städtische Nachwuchskräfte geworben 

wird. Angesichts des prognostizierten Führungskräftemangels und der 

demographischen Entwicklung innerhalb der Beschäftigtenstruktur im 

öffentlichen Dienst sind Informationen über das städtische Ausbil-

dungsangebot gezielt relevanten Akteuren (insbesondere Schulen, Ar-

beitsamt, Vereine und Organisationen) zu vermitteln, um die Stadtver-

waltung mittelfristig als moderne Arbeitgeberin für qualifizierte Nach-

wuchskräfte attraktiv zu machen. 

- Dabei sollte die gezielte Ansprache von jungen Frauen und Männer mit 

Migrationshintergrund Bestandteil eines modernen Personalmarketings 

der Stadtverwaltung sein. 
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Weitere Aktivitäten 

Zur Erreichung der Zielsetzung des XENOS-Projektes „Interkulturelle Öff-

nung der städtischen Ämter und Betriebe der Stadt Frankfurt am Main“, 

mehr Jugendliche mit Migrationserfahrung für die städtische Ausbildung 

zu gewinnen, wurden zu weiteren Institutionen Kontakt aufgenommen. 

Schwerpunktmäßig war dabei der Kontaktaufbau zu Migrant/innen-

organisationen, mit dem Interesse, in die Informationsverbreitung über 

städtischen Ausbildungsmöglichkeiten auch Eltern als relevante Zielgrup-

pe für Berufswahlentscheidungen von Jugendlichen zu erreichen. In der 

Auswertung dieser Aktivität ist deutlich geworden, dass es sich hier um 

ein differenziertes Aktionsfeld handelt. Je nach kultureller Herkunft der 

Mitglieder sind spezielle Ansprechwege erforderlich, sollen die Eltern für 

eine Auseinandersetzung mit der Ausbildung ihrer Kinder in einer deut-

schen Verwaltung motiviert werden.  

W e i t e r e  A k t i v i t ä t e n

�   K o n t a k t e  z u  M i g r a n t e n o r g a n i s a t i o n e n /

�   K o n t a k t e  z u  a n d e r e n  s t ä d t i s c h e n  Ä m t e r n  u n d
     G r e m i e n

�   F r a u e n - S t a m m t i s c h

�  J u g e n d e i n r i c h t u n g e n ,  - c l u b s

�   P l a k a t a k t i o n e n

�   F a c h a u s t a u s c h  m i t  a n d e r e n  K o m m u n e n /
     F a c h t a g u n g

 

 

Ein weiteres Handlungsfeld des XENOS-Projektes stellte die Öffentlich-

keits- und Informationsverbreitung bei anderen städtischen Ämtern und 

Gremien dar. Hier wurde insbesondere das Projekt bekannt gemacht, um 

über die Vermittlung der Projektzielsetzung eine Sensibilisierung von städ-

tischen Multiplikatoren zu erreichen.  
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4.2 Das Patenschaftsmodell 

Im Rahmen des Projektes „Interkulturelle Öffnung der städtischen Ämter 

und Betriebe der Stadt Frankfurt am Main“ wurde in den Ausbildungsjahr-

gängen 2003 und 2004 ein Patenschaftsmodell für städtische Auszubil-

dende mit Migrationshintergrund im ersten Ausbildungsjahr angeboten. 

Bei der Konzipierung des Patenschaftsmodells stellten die insbesondere 

in der privaten Wirtschaft zur Förderung des weiblichen Nachwuchses und 

weiblicher Führungskräfte durchgeführten Mentorenprogrammen eine 

konzeptionelle Orientierung dar. Sie wurden für den Kontext des XENOS-

Projektes modifiziert und auf die spezifische Zielgruppe der jungen Frauen 

und Männer mit Migrationshintergrund zugeschnitten. Geworben für die 

Teilnahme an den Patenschaften wurden eingestellte städtische Auszu-

bildende33 aus der Zielgruppe und Mitarbeiter/innen aus den verschiede-

nen städtischen Ämtern. Die Teilnahme an den Patenschaften war freiwil-

lig.  

Die Erprobung eines Patenmodells für diese Zielgruppe und im Rahmen 

einer städtischen Ausbildung war bundesweit einmalig. 

In dem Ausbildungsjahrgang 2003 haben 3 Jugendliche die Möglichkeit 

wahrgenommen, von einem Paten bzw. einer Patin im beruflichen und  

persönlichen Bereich Unterstützung zu erhalten. Alle Patenkinder bzw. 

Mentees waren weiblich34.  

Zielsetzung  

Das Patenschaftsmodell im Rahmen der städtischen Ausbildung verfolgte 

die Zielsetzungen: 

- Verbesserung des Ausbildungserfolges der Jugendlichen mit Migra-

tionshintergrund durch eine persönliche Unterstützungsstruktur und 

individuelle Begleitung; 

                                                 

33 Es wurden in dem Ausbildungsjahrgängen 2003 die Auszubildenden angeschrieben, 
aus deren Namen, Geburtsort und Muttersprache auf einen Migrationshintergrund ge-
schlossen werden konnte. 

34 Zwei davon haben die deutsche Staatsangehörigkeit, aber einen türkischen und ungari-
schen Familienhintergrund, eine hat einen türkischen Pass. 

 



 41 

- Stärkung des persönlichen und beruflichen Selbstbewusstseins der 

jungen Frauen und Männer mit Migrationshintergrund; 

- Verbesserung der interkulturellen Kompetenz in den städtischen Äm-

tern. 

Untersuchungen zur beruflichen Sozialisation zeigen, dass insbesondere 

im ersten Ausbildungsjahr mit dem Wechsel von Schule zu Beruf Proble-

me mit dem neuen beruflichen Kontext, der Anpassung an die zeitlichen 

und normativen Regelsysteme, der Neudefinition der sozialen Rolle sowie 

der eigenen Persönlichkeitskonstruktion entstehen. Aus diesem Grund 

wurden die Patenschaften für das erste Ausbildungsjahr angeboten. 

Durch die persönliche Unterstützung boten sie den Jugendlichen die Mög-

lichkeit, in einem relativ geschützten Rahmen Fragen zu stellen und 

Schwierigkeiten zu erörtern. Darüber hinaus konnte das spezifische Sys-

tem einer Verwaltung von erfahrenen städtischen Mitarbeitern vermittelt 

werden, die in diesem Sinn auch eine interkulturelle Vermittlungsarbeit 

übernahmen.  

Die Funktionen der Paten/innen waren in dem spezifischen Projektkontext 

vielfältig, konzeptionell sollten sie Coach, Ratgeber/in, Helfer/in und Netz-

werker/in sein (siehe Kasten „Funktionen der Paten/innen“ S. 43). 

Bildung und Ablauf der Patenschaften  

Bei den Jugendlichen wurde im Ausbildungsjahr 2003 für die Patenschaf-

ten in einem Anschreiben geworben, in dem auf die Möglichkeit zur Teil-

nahme aufmerksam gemacht und Hinweise für weitere Informationen ge-

boten wurden. Paten/innen wurden innerhalb der Verwaltung unter zu  

Hilfenahme stadtinterner Verteiler, über die Stadtzeitung und das Intranet 

der Stadtverwaltung gesucht. Beide Interessent/innengruppen konnten 

sich jeweils darüber hinaus auf Informationsveranstaltungen ausführlich 

über Ziele und Durchführung des Patenschaftsmodells informieren. Ein 

Kick-off ermöglichte die erste Kontaktaufnahme von Mentees und Pa-

ten/innen, in dessen Anschluss die einzelnen Patenschaften gebildet wur-

den. Sowohl die interessierten Auszubildenden wie auch die potenziellen 

Paten/innen haben jeweils einen Bogen mit dem eigenen Profil ausgefüllt, 
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der neben dem persönlichen Eindruck zur weiteren Unterstützung der Pa-

tenschaftsbildung diente35.  

Die organisatorische und inhaltliche Gestaltung ihrer Patenschaft über-

nahmen Paten/innen und Mentee während des einen Jahr der Paten-

schaften in Eigenregie. Im Rahmen des Xenos-Projektes wurden für beide 

Gruppen jeweils Feedbackgespräche angeboten, die ein Austausch unter 

den beteiligten Mitarbeiter/innen und  Auszubildenden ermöglichte und 

Raum für Fragen und Konfliktlösungen darstellte. Darüber hinaus diente 

das Angebot und die Teilnahme an einem interkulturellen Seminar den 

Paten/innen zur Unterstützung und weiteren Qualifikation.  

 

Vorteile einer Patenschaft 36 

¨  Persönliche und individuelle Begleitung im ersten Ausbildungsjahr. 

¨  Bei ersten Schwierigkeiten (Neues Umfeld, 8 Stunden arbeiten, neue Anfor-
derungen, etc.) hat man einen Ansprechpartner. 

¨  Dieser Ansprechpartner bietet mir (außerhalb der Abteilung) „informelle“ Hilfe 
an. 

¨  Meine eigenen Kompetenzen werden gestärkt. 

¨  Die Patenschaft ist wie ein Bonbon, was mir geschenkt wird. 

¨  ... und alles basiert auf Freiwilligkeit. 

 

 

 

                                                 

35 Der Profilbogen erhielt Angaben zur Schul- bzw. Berufsausbildung, zu eigenen Interes-
sen, persönlichen Stärken und Erwartungen/Motivation gegenüber der Patenschaft. Der 
ausgefüllte Profilbogen war Bestandteil einer Handmappe zur Patenschaft, die zudem 
noch den Patenschaftsvertrag, eine Checkliste für das erste Patengespräch sowie ein 
Formblatt zum Festhalten der Gesprächstermine enthielt. 

36 Liste, anhand derer bei dem Kick-off des Patenschaftsmodells den Auszubildenden die 
Vorteile einer Patenschaft verdeutlicht wurde. 
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Funktionen der Paten/innen 

 

Sie/er unterstützen die Auszubildenden mit Migrationshintergrund auf mehreren 

Ebenen:  

¨̈¨¨  als „Coach“, 

sie/er unterstützt bei der Entwicklung von personalen, sozialen und fachlichen 

Kompetenzen, gibt Feedback und stärkt die personale und berufliche Identität: 

�  Stärkung des Selbstbewusstseins 

�  Fähigkeiten und Kompetenzen entdecken, vermitteln und stärken (Potenzial-

entwicklung) 

�  Unterstützung bei der Berufs- und Lebensplanung (u.a. Übergangsprobleme  

durch Trennung von Familie und Aufnahme Berufstätigkeit) 

�  Einführung in die Berufsrolle und Entwicklung von Professionalität  

 

¨̈¨¨  als "Ratgeber/in“  

berät sie/er bei Konflikten, der Lösung von Problemen und bei Entscheidungen in 

der Ausbildung, der Berufsplanung und im privaten Bereich. 

Individuelle Beratung (die auch den soziokulturellen Hintergrund beachtet): 

�  Unterstützung in schwierigen Ausbildungssituationen und Arbeitsaufträgen 

�  Stärkung der interkulturellen Kompetenz  

�  Vermittlung professioneller Konfliktbearbeitung 

 

¨̈¨¨  als „Helfer/in“  

macht sie/er mit Personen aus Abteilungen/Ämtern bekannt: 

�  Kennenlernen von Strukturen der öffentlichen Verwaltung 

�  Vermittlung von Umgangsweisen und informellen Spielregeln 

 

¨̈¨¨  als „Netzwerker/in“  

zeigt sie/er, wie informelle Kontakte genutzt werden; erklärt informelle Spielregeln 

der Verwaltung und wie sich auf spätere Karrierewege vorbereitet werden kann: 

�  Vermittlung ausbildungsfördernder Kontakte 

�  Einbindung in bestehende Netzwerke 
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Ergebnisse  

Die Evaluation des erprobten Patenschaftsmodells in dem XENOS-Projekt 

„Interkulturelle Öffnung der städtischen Ämter und Betriebe der Stadt 

Frankfurt am Main“ stellte einen Schwerpunkt der wissenschaftlichen Be-

gleitung dar. Für das die Patenschaften begleitende XENOS-Team wur-

den Beobachtungsbögen entwickelt, um Ergebnisse der jeweiligen Feed-

backgespräche festzuhalten. Mit den Auszubildenden und den Pa-

ten/innen sind nach einem Vierteljahr und zu Ende der Patenschaften In-

terviews durchgeführt (qualitative Interviews und schriftliche Befragung) 

worden. Deutlich wurde, dass bei einer Übertragung des Mentorenmo-

dells, das insbesondere zur Förderung erwachsener Frauen und poten-

zieller Führungskräfte eingesetzt wird, vielfältige konzeptionelle Verände-

rungen berücksichtigt werden müssen.  

Die Auswertungen der eingesetzten Instrumente ergab folgendes Bild: 

- Alle an dem Patenschaftsmodell beteiligten städtischen Mitarbei-

ter/innen und Auszubildenden bewerteten ihre Erfahrungen positiv. 

Alle drei Paten haben ihre Motivation, eine Patenschaft einzugehen, 

mit ihrem Interesse an der Zielgruppe begründet. Sie wollten einen 

positiven Beitrag zur Integration junger Menschen mit Migrationshin-

tergrund leisten und diese unterstützen, in dem sie ihnen ihre Erfah-

rungen, ihre Kenntnisse und ihr Wissen  in und mit der städtischen 

Verwaltung zur Verfügung stellen37. Die Motivation der drei beteilig-

ten jungen Frauen war jeweils verschieden. Neugierde; das Interes-

se, eine Person ganz für sich alleine zu haben und mit der Patin im 

Rücken, sich sicherer zu fühlen, waren hier ausschlaggebend, um 

sich an dem Modell zu beteiligen. Unterstützend wirkte zudem bei 

den Mentees, dass die Eltern in einer Stadtverwaltung arbeiten und 

Familie sowie Freundinnenkreis positiv auf eine Teilnahme reagiert 

haben. 

                                                 

37 Die Werbung zur Gewinnung von Paten/innen fand großen positiven Zuspruch bei vie-
len städtischen Mitarbeiter/innen.  
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- Die Paten/innen waren überwiegend in ihrer Funktion als Coaches, 

vereinzelt auch als Ratgeberin aktiv (siehe Kasten „Funktionen der 

Paten/innen“). Im Zentrum der Unterstützung stand die Stärkung des 

Selbstbewusstseins der jungen Frauen im Sinne einer Unterstützung 

der persönlichen und beruflichen Selbstsicherheit zu Beginn ihrer 

Ausbildung.  

Patenschaftsmodell 
Mentees/ Patenkinder 38 

Stärken 
 

¨  „Ich finde es gut, neben dem Ausbilder noch jemanden anderes zu haben, 
der  mir im Zweifelsfall den Rücken stärken kann.“ 

 

¨  „ Mit dem Paten an meiner Seite habe ich im ersten Ausbildungsjahr mehr 
Selbstvertrauen gewonnen.“ 

 

¨  „ Es ist echt super, jemanden nur für sich alleine zu haben.“ 
 

¨  „Mit vielen offenen Gesprächen haben wir in meiner Patenschaft ein tolles 
Vertrauensverhältnis aufgebaut.“ 

 

¨  „Auch meine Eltern und Freunde finden es klasse, dass ich die Chance zu so 
einer Unterstützung im ersten Ausbildungsjahr bekommen habe.“ 

 

 

Patenschaftsmodell 
Paten/in 
Stärken 

 

¨  „Als Patin für junge Menschen aus Familien mit Migrationshintergrund erhält 
man die Chance, sich mit anderen Kulturen auseinander zu setzen und auch 
seine eigene Kultur ein Stück weit zu relativieren.“ 

 
¨  „Als Pate verstehe ich mich als Übersetzerin und Vermittlerin zwischen unter-

schiedlichen Kulturkreisen.“ 
 
¨  „Es macht Spaß, junge Menschen auf dem Weg ins Berufsleben zu unter-

stützen, um Ihnen Vertrauen zu geben.“ 
 
¨  „Als Pate lernt man selbst noch viel dazu.“  
 
¨  „Durch das Patenkind habe ich Einsicht in die heutige Situation von jungen 

Menschen erhalten und gelernt, sie besser zu verstehen.“ 
 

                                                 

38 Die Aussagen der Mentees und er Paten/innen sind Zitate aus den durchgeführten 
Interviews mit den Parten/innen und Auszubildenden. 
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- Insbesondere junge Frauen mit Migrationshintergrund haben sich 

von den Patenschaften angesprochen gefühlt. Eine Erklärung sind 

die jeweiligen geschlechtsspezifischen Rollenkonstruktionen. Hier 

entspricht das kommunikative Element, das die Patenschaften struk-

turiert, mehr dem weiblichen als dem männlichen Selbstbild. Im Ur-

teil der weiblichen Mentees ist der problem- und gesprächsorientierte 

Ansatz für die jungen Männer weniger attraktiv. Diese Einschätzung 

verweist auf den Kontext, in dem Mentoring als systematisches Ver-

fahren im Rahmen von Personalentwicklung  speziell für Frauen 

entwickelt wurde, um ein Gegengewicht zu den in Organisationen 

bestehenden informellen Mentorenstrukturen unter Männern zu ent-

wickeln. Diese männlichen Strukturen zeichnen sich dadurch aus, 

dass sie nicht explizit auf Probleme und Unterstützung abheben, 

sondern durch Aktivitäten auf informeller Ebene der Organisation, 

über die der „Schützling“ in seiner weiteren beruflichen Laufbahn 

z.B. durch gute Mundpropaganda unterstützt wird.  

Deutlich geworden ist, dass eine genderspezifische Werbung zur 

Teilnahme an Förderprogrammen bei Jugendlichen notwendig ist. 

Hier sollten unterschiedliche Ansprechwege und differente Nutzenar-

gumente  eingeschlagen werden, um die jungen Männer und Frauen 

für die Teilnahme zu gewinnen. Dabei sollte bei den jungen Männern 

stärker auf Bilder aus ihrer Lebenswelt, wie zum Beispiel aus dem 

Sport rekurriert (u.a. der „Coach im Fußballteam“) und problematisie-

rende Aspekte möglichst nicht heraus gestellt werden.  

- Die geschlechtsspezifisch unterschiedliche Attraktivität des Paten-

modells wurde durch das Element der Freiwilligkeit verstärkt. Gera-

de Jugendliche im Übergang von Schule zum Beruf sehen noch 

nicht unbedingt den Nutzen von Angeboten zur Förderung ihrer zu-

künftigen beruflichen Karriere. Etwas zu tun, wo kein ‚muss’ dahinter 

steht, wird vielfach nicht eingesehen. Dieser Faktor spielte bei bei-

den Geschlechtern im Hinblick auf die Bereitschaft, an dem Modell 

teilzunehmen, eine weitere große Rolle.  
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- Der zielgruppenspezifische Ansatz des im XENOS-Projekt erprobten 

Patenmodells hat auf unterschiedliche Probleme aufmerksam ge-

macht. Einerseits ist das Auswahlkriterium ‚mit Migrationshin-

tergrund’ sehr grob. Zwar hat es Vorteile gegenüber dem Kriterium 

‚mit ausländischem Pass’, aber es ermöglicht innerhalb der unter-

schiedlichen Migrationsgeschichten wenig individuelle Differenzie-

rung. So fühlten sich viele Auszubildende, die mit dem Anschreiben 

zur Gewinnung von Mentees angesprochen wurden, ‚etikettiert’, da 

ihre soziale Identität als Kinder in der 3. Generation eingewanderter 

Eltern nicht mehr so stark auf die unterschiedliche kulturelle Herkunft 

fokussiert ist und sie sich mit dieser zielgruppenspezifische Anspra-

che als Fremde konstruiert fühlten. Dem Angebot einer gesonderten 

Förderung und die zielgruppenspezifische Ansprache können so un-

gewollte Diskriminierungseffekte zur Folge haben, die sich kaum mo-

tivierend auf die Teilnahmebereitschaft der jungen Frauen und Män-

ner ausgewirkt hat. Es empfiehlt sich deshalb bei Patenschaften im 

Ausbildungskontext keinen zielgruppenspezifischen Ansatz zu wäh-

len, jedoch auf den Ebenen der Ansprechwege und der inhaltlichen 

Ausgestaltung gender- und migrationsbewusst vorzugehen.  

- Anhand der Erfahrungen im XENOS-Projekt lassen sich Beispiele für 

migrationsbewusstes Vorgehen bei der Gestaltung der Patenschaf-

ten geben: 

- Bei der Auswahl der Paten/innen auf das Geschlecht achten. 

Männliche  Paten können für junge Frauen aus muslimischen 

Familien nicht akzeptabel sein.   

- Das spezifische Normensystem einer deutschen Verwaltung nicht 

als allgemein gültig vorauszusetzen, da je nach kulturellem Kon-

text Verwaltungen nicht nur unterschiedlich strukturiert, sondern 

auch mit verschiedenen Bedeutungen und Wertschätzung im All-

tagsverständnis im Vergleich zum deutschen System verbunden 

sind. 
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- Begrifflichkeiten wie zum Beispiel ‚Patenschaft’ in den kulturellen 

bzw. religionsspezifischen Kontext zu stellen, da die positiven 

Konnotation der Patenschaft im christlichen Zusammenhang nicht 

unbedingt für andere Religionen zutreffen müssen. 
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Einfügen: S.49 Patenschaftsmodell  
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4.3 Interkulturelle Sensibilisierung in der städtis chen Verwaltung   

Seminare zur Interkulturellen Kompetenz 

Die Zielsetzung interkulturelle Sensibilisierung wurde in allen bislang auf-

geführten Aktivitäten und Projektbausteinen des XENOS-Projektes ver-

folgt. In den für verschiedene städtische Mitarbeiter/innen angeboten Se-

minaren zur interkulturellen Kompetenz stand sie explizit im Zentrum der 

Projektaktivitäten.  

Im Projektzeitraum wurden für folgende Zielgruppen Seminare zur inter-

kulturellen Kompetenz angeboten: 

Interkulturelle Kompetenz  Zielgruppen  

Seminar Beteiligte und interessierte Paten/innen 

Seminare Mitglieder/innen Auswahlgremium für städ-
tische Ausbildung 

Seminare Leiter und Ausbilder/innen für die städtische 
Ausbildung im POA 

Seminar Ausbilder/innen in verschiedenen städti-
schen Ämtern 

 
In der einwanderungspolitischen Diskussion wird im Rahmen des Konzep-

tes „Interkultureller Öffnung von Verwaltungen“ (siehe Kap. 3) „das Wis-

sen, über das eine Institution und ihre Mitarbeiter verfügen müssen, um 

hier sachkundig, das heißt integrationsorientiert handeln zu können… als 

Interkulturelle Kompetenz beschrieben“(Curvello, 2002, S.39). Die Aneig-

nung von interkultureller Kompetenz wird diesem Verständnis nach als 

eine Integrationsstrategie kommunaler Politik verstanden, die sowohl in 

den Sachressorts wie auch im Führungsbereich von Politik und Verwal-

tung in von Einwanderung geprägten Städten zunehmend zur Bewältigung 

kommunaler Aufgaben relevant wird.  

Die Durchführung von Seminaren zur Vermittlung interkultureller Kompe-

tenz innerhalb des Projektverlaufes war weniger in diesem breiten kon-
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zeptionellen Rahmen einzuordnen.39 Die Seminarangebote konzentrierten 

sich hier im Wesentlichen auf städtische Entscheidungsträger/innen und 

Mitarbeiter/innen, die Funktionen innerhalb der städtischen Ausbildung 

ausübten. Sie waren mit dem Ziel verbunden, erste Sensibilisierungen 

und Impulse für die eigene Auseinandersetzung der städtischen Akteu-

re/innen mit dem Thema Fremdheit, Unterschiedlichkeiten zu ermöglichen 

sowie eine Offenheit für die interkulturelle Öffnung der Verwaltung zu we-

cken. Mit dem pädagogischen Konzept setzten sie an der persönlichen 

Betroffenheit der Teilnehmer/innen an, um über diesen Zugang eine stär-

kere emotionale Offenheit zu ermöglichen. Die Aneignung interkultureller 

Kompetenz wurde in diesem Konzept nicht als Vermittlung eines Rezep-

tewissens40 verstanden, sondern als eine Art Basiskompetenz, die im 

Verwaltungsalltag zu situationsspezifischen Lösungen im Kontext migrati-

onsorientierten Sachverhalten befähigt.  

Das Xenos- Projekt im Urteil 
 städtischer Expert/innen 41 

Sensibilisierung 
 

¨  „Die Ziele Sensibilisierung und Qualifizierung, die sind in Angriff genommen 
worden und das wird auch weiter so geschehen.“ 

 
¨  „Für mich ist es schon ein Erfolg, dass man darüber redet (Thema Migration) 

und die Thematik jetzt im Mittelpunkt steht.“ 
 
¨  „Dass man bewusster mit dem Thema umgeht, diese Erfahrung habe ich 

gemacht.“ 
 
 

Die Seminare fanden bei den angesprochenen Zielgruppen unterschiedli-

che Zustimmung. So betonten die beteiligten Paten/innen den Nutzen, 

den sie sowohl für ihre Aufgaben in den Patenschaften als auch für ihre 

                                                 

39 Entscheidend hierfür ist der Pilotcharakter des Projektes. In diesem Rahmen können 
keine so weit reichende strategischen Ziele, wie etwa die Entwicklung eines migration-
sorientierten städtischen Fortbildungsprogramms für Führungskräfte realisiert werden. 

40 In den Interviews mit dem/der Trainer/in der Seminare wurde mehrfach auf das Bedürf-
nis bzw. die Erwartungen der Teilnehmer/innen hingewiesen, quasi Rezepte für den 
Umgang mit Menschen aus unterschiedlichen Kulturen zu erhalten. Die häufig benutzte 
Bezeichnung von Seminaren zur interkulturellen Kompetenz als ‚Trainings’ wurde des-
halb im Projektverlauf mehr und mehr vermieden, da mit dieser Bezeichnung Assoziati-
onen geweckt werden, die solche Erwartungen befördern.  

41 Aussagen aus den am Ende des Projektes durchgeführten Experten/innen-Interviews. 
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tägliche Arbeit aus den Seminaren ziehen konnten. Andere wiederum er-

wähnten die ersten Sensibilisierungseffekte, sie wünschten sich weitere 

Kompetenzentwicklung in dieser Hinsicht. Und schließlich wurde der 

‚Handwerkskasten’ reklamiert, der bei der Lösung interkultureller Konflikte 

hilfreich sein kann.  

4.4 Förderung von Vielfalt – Gute Praxisbeispiele i nterkultureller 
Öffnung kommunaler Verwaltung 

Der Träger des Projektes „Interkulturelle Öffnung der städtischen Ämter 

und Betriebe der Stadt Frankfurt am Main“, die Volkshochschule Frank-

furt, hat im Frühjahr 2003 eine Fachtagung unter dem Titel „Förderung 

von Vielfalt“ organisiert. Die Fachtagung verfolgte das Ziel, mit der Prä-

sentation guter nationaler und europäischer Praxisbeispiele zur interkultu-

rellen Öffnung von Verwaltungen, Vertreter/innen der städtischen Politik 

und Verwaltung über Ansätze kommunaler Integrationspolitik zu informie-

ren und für sie zu sensibilisieren42.  

Die Zielsetzung des XENOS-Projektes, mehr Jugendliche mit Migrations-

hintergrund  für die städtische Nachwuchsförderung zu werben, steht ganz 

entscheidend im Zusammenhang mit dem bestehenden integrationspoliti-

schen Konzept und Diskurs in der Stadtpolitik und –verwaltung. Im Pro-

jektverlauf ist deutlich geworden, dass eine erfolgreiche quantitative Ziel-

erreichung43 des Projektes entscheidend davon abhängig ist, dass eine 

migrationsbewusste Nachwuchsförderung verfolgt wird. Letztere wiederum 

ist zunehmend Bestandteil einer ganzheitlichen kommunalen Integrati-

onspolitik. Es war deshalb innerhalb des Projektkontextes von Interesse, 

die in der einwanderungspolitischen Debatte verstärkte Entwicklungsten-

denz der letzten Jahre hin zu ganzheitlichen Konzepten kommunaler In-

tegrationspolitik in einem breiten Rahmen in der Stadt Frankfurt am Main 

zu diskutieren. Bei diesen Konzepten handelt es sich um einen Perspekti-

venwechsel innerhalb der bislang bestehenden Ansätze zur Integrations-

                                                 

42 Die Fachtagung fand am 23.05.2003 in Frankfurt am Main statt. Sie stieß mit über 150 
Teilnehmerinnen auf großes, Interesse – regional und bundesweit.  
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politik, da die Tatsache, dass Deutschland ein Einwanderungsland ist, 

anerkannt wird und Integrationspolitik eine Aufgabe ist, die alle Politik- 

und Verwaltungsbereiche einschließt44. Aktive Integration von eingewan-

derten Bürger/innen heißt dann, über strukturelle Beteiligung in Ausbil-

dung und Beschäftigung zu sprechen, die Qualität der städtischen Dienst-

leistungen auf den Prüfstand zu stellen, einwanderungsbewusste Perso-

nal- und Nachwuchspolitik zu betreiben und Integration als eine strategi-

sche Ausrichtung kommunaler Politik zu verankern.45  

Bei den auf der Fachtagung „Förderung von Vielfalt“ als vorbildhaft prä-

sentierten kommunalen Integrationspolitiken handelte es sich um die 

Städte Essen und Duisburg sowie die niederländische Stadt Rotterdam. 

- In den Städten Essen und Rotterdam ist Integration eingewanderter 

Frauen und Männer eine strategische Zielorientierung der Stadtpoli-

tik, beide Städte haben ein umfassendes und ganzheitliches Integra-

tionskonzept entwickelt, das auf der politischen Ebene als strategi-

sche Zielsetzung verankert ist. In Essen ist „interkulturelle Orientie-

rung“ ein Ziel von acht Konzernzielen. In Rotterdam wurde unter dem 

Titel „DiverCity“46 ein Management Konzept entwickelt, in dem die 

„Realisierung von Vielfalt“ eine Organisationsstrategie darstellt, die 

auf allen Ebenen des kommunalen Gesamtunternehmens umgesetzt 

wird. Beide Städte haben einen Verwaltungsreform Prozess durch-

laufen, entsprechend wird mit Kennziffern und Indikatoren gearbei-

tet, die eine systematische Überprüfung der jeweiligen integrations-

politischen Zielsetzung der Stadt und der einzelnen Verwaltungsein-

heiten ermöglicht. Beide Städte haben eine Bestandsaufnahme im 

                                                                                                                                      

43 Im Projektzeitraum sollte sich pro Ausbildungsjahr die Anzahl der Auszubildenden aus 
der Zielgruppe um jeweils 20 erhöhen.  

44 Es handelt sich um eine Politik des Mainstreaming, die mit der neuen, von der EU als 
verbindlich erklärten Chancengleichheitsstrategie für Frauen und Männer, Gender 
Mainstreaming, vergleichbar ist. 

45 Das Ministerium für Gesundheit, Soziales, Frauen und Familie des Landes Nordrhein-
Westfalen hat „Ein Handbuch für Kommunen“ herausgeben, in dem praxisorientiert und 
mit guten Beispielen Instrumente und Prozesse zum Aufbau einer ganzheitlichen kom-
munalen Integrationspolitik vorgestellt werden. Siehe dass. 2004 

46 Dieses Konzept wurde mit der neuen Regierungsmehrheit in 2003 verändert, Integrati-
on zählt aber weiterhin zu einem strategischen Ziel der Rotterdamer Kommunalpolitik. 
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Hinblick auf die eingewanderte Bevölkerung gemacht, so dass aus-

reichendes Datenmaterial sowie Transparenz über die soziale, beruf-

liche, altersmäßige usw. Zusammensetzung der eingewanderten Be-

völkerung vorliegt.  

Die Umsetzung des integrationspolitischen Konzeptes bezieht in bei-

den Städten den (Geschäfts-) Bereich Personalplanung und -

entwicklung ein (in Essen: „interkulturelle Personalentwicklung“), in 

Rotterdam sind hier umfassende Veränderungsprozesse avisiert im 

Hinblick auf die Entwicklung einer neuen Führungsvision, der „kollek-

tiven Kompetenzen“ der Organisation und der individuellen Kompe-

tenzen, der Erweiterung der Produkt- und Dienstleistungspalette so-

wie die Schaffung eines neuen Wertesystems, das im Einklang mit 

‚Diversity’ steht.47 

- Die Stadt Duisburg wurde mit ihrem Ansatz einer gezielten Anspra-

che und Bewerber/innenauswahl von Jugendlichen mit Migrations-

hintergrund auf der Fachtagung als vorbildlich präsentiert. Hier han-

delt es sich weniger um ein ganzheitliches kommunales Integrations-

konzept, sondern um einen zentralen Baustein einer einwande-

rungsorientierten bzw. -bewussten städtischen Nachwuchsstrategie. 

Mit einem Flyer wirbt die Stadt Duisburg kund/Innenorientiert („Herz-

lich willkommen bei der Stadt Duisburg“) bei Jugendlichen für die 

Bewerbung zu einem der städtischen Ausbildungsberufe. Es wird 

sich explizit auf die Wandlung der durch Einwanderung geprägten 

städtischen Bevölkerungsstruktur bezogen und das personalpoliti-

sche Ziel formuliert, dass „diese kulturelle Vielfalt (...) sich auch in 

der Mitarbeiterschaft der Stadtverwaltung widerspiegeln“ und bei der 

Personalgewinnung dieser Zielgruppe stärker berücksichtigt werden 

soll. Jugendliche mit Migrationshintergrund werden ermutigt, sich um 

                                                 

47 Die Angaben beziehen sich auf die auf der Fachtagung gehaltenen Vorträge von Dr. 
Helmuth Schweitzer, Leiter der Regionalen Arbeitsstelle zur Förderung von Kindern und 
Jugendlichen aus Zuwanderungsfamilien (RAA)/Büro für interkulturelle Arbeit der Stadt 
Essen und Léon Sonnenschein, ehemaliger Leiter des Projektes „DiverCIty“ der Stadt 
Rotterdam, Niederlande. 
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einen Ausbildungsplatz zu bewerben, Mehrsprachigkeit als ge-

wünschte Kompetenz von Auszubildenden vorgestellt und das Ziel 

geäußert, „die beruflichen Integrationsmöglichkeiten für Auszubil-

dende mit Migrationshintergrund“ zu erweitern. Im Flyer sind mit an-

sprechenden Fotos Auszubildende aus unterschiedlichen Ausbil-

dungsberufen präsentiert, die sich vorstellen und Ihre Interessen an 

den gewählten Berufen darstellen. Neben der gezielten Werbestra-

tegie für Jugendliche mit Migrationshintergrund wurden im Vorfeld 

die bestehenden Test- und Prüfungsverfahren bei der Bewer-

ber/innenauswahl auf mögliche Benachteiligungseffekte überprüft.  

Die Fachtagung zeigte positive Wirkung im Hinblick auf die Zielerreichung 

des Projektes „Interkulturelle Öffnung der städtischen Ämter und Betriebe 

der Stadt Frankfurt am Main“.  Zum einen wurde von Seiten des POAs bei 

der Internetpräsentation der Ausbildungsgänge ein Satz zur gezielten An-

sprache von Jugendlichen mit Migrationshintergrund aufgenommen (siehe 

Kap. 3.1). Zum anderen haben die Ergebnisse und die Presseöffentlich-

keit der Fachtagung im parlamentarischen Raum zu mehreren Anfragen 

über Stand und Weiterentwicklung der städtischen Personal- und Integra-

tionspolitik angeregt. 
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5. Empfehlungen  

Im Folgenden werden im Hinblick auf die Stärken der in dem Projekt  

„Interkulturelle Öffnung der städtischen Ämter und Betriebe der Stadt 

Frankfurt am Main“ erprobten Aktivitäten und der vorhandenen städti-

schen Rahmenbedingungen zur verbesserten Integration von jungen 

Frauen und Männern mit Migrationshintergrund Empfehlungen auf der 

Basis der Auswertungsergebnisse formuliert.  

- Die im XENOS-Projekt entwickelten zielgruppenspezifischen Aktivitä-

ten zur Gewinnung von Auszubildenden mit Migrationshintergrund 

haben sich als eine erfolgreiche Strategie im Sinne eines Personal-

marketings für die Stadt Frankfurt am Main bewährt. Angesichts des 

zu erwartenden Führungskräftemangels und der demographischen 

Entwicklung innerhalb der Beschäftigtenstruktur des öffentlichen 

Dienstes empfiehlt sich, im Rahmen eines aktiven Personalmarke-

tings gezielt qualifizierte Nachwuchskräfte zu gewinnen und hier die 

Potenziale einer von Einwanderung geprägten Stadtbevölkerung zu 

berücksichtigen. Das bedeutet eine gezielte Ansprache von und 

spezifische Informationswege für Jugendliche mit Migrationshin-

tergrund zur Bekanntmachung des städtischen Ausbildungsangebo-

tes und der Bewerbungsvoraussetzungen (migrationsorientierte 

Werbestrategie).  

- Zur Qualitätsverbesserung und Erhöhung der Effizienz einer migrati-

onsbewussten Werbestrategie im Rahmen der städtischen  Nach-

wuchsförderung ist eine Vernetzung etwa in Form der Etablierung 

eines Roundtables mit Vertreter/innen aus mehreren städtischen 

Einrichtungen empfehlenswert, in deren Aufgabenbereich die konti-

nuierliche oder punktuelle Arbeit mit jungen Frauen und Männern mit 

Migrationshintergrund fällt (u.a. Personal- und Organisationsamt, 

Amt für multikulturelle Angelegenheiten, Volkhochschule, Frauenre-

ferat, Schulamt, Kommunalenausländer Vertretung).  

- Im Rahmen einer solchen innerstädtischen Aufgabenabsprache wird 

empfohlen, dass die VHS auf der Basis des gewonnenen Know-
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Hows in Fortsetzung zu dem XENOS-Projekt Bewerbungs- und Test-

trainings für interessierte junge Frauen und Männern in ihr laufendes 

Qualifizierungsangebot aufnimmt. In diesem Angebot sollten Jugend-

liche mit Migrationshintergrund gezielt angesprochen werden, das 

Angebot jedoch für alle Zielgruppen offen gestaltet sein.  

- Angesichts des Entwicklungstrends einer zunehmenden Konzentra-

tion auf die Kernverwaltung und die Umwandlung von Fachämtern in  

Eigenbetriebe und GmbHs wird sich eine migrationsbewusste Per-

sonalmarketingstrategie zukünftig mehr und mehr auf die städtischen 

Verwaltungsberufe konzentrieren, wenn nicht auch für die eigen-

ständigen Gesellschaften Verbindlichkeiten im Umwandlungsprozess 

für eine einwanderungsorientierte Nachwuchspolitik festgelegt wer-

den. Dabei stellen interkulturelle Sensibilisierungsmaßnahmen für 

bestehende und zukünftige Eigenbetriebe und/oder GmbHs relevan-

te Maßnahmen dar. 

- Kommunale Haushaltssituation und strukturelle Veränderungen in-

nerhalb der Verwaltung haben sich im Ausbildungsjahr 2004 als be-

nachteiligend für die Einstellung von Jugendlichen mit Migrationshin-

tergrund erwiesen. Deutlich geworden ist, dass neben einer migrati-

onsorientierten Werbestrategie auch im Auswahlverfahren gezielt 

junge Frauen und Männer mit Migrationshintergrund zu berücksichti-

gen sind. Hier ist u.a. die Überprüfung des angewandten Test- und 

Prüfungsverfahrens von großer Bedeutung. Erforderlich ist mittelfris-

tig die Entwicklung einer einwanderungsbewussten Personal- und 

Nachwuchspolitik, die mit einer genderbewussten Personalentwick-

lung verzahnt ist. Im  Rahmen der oben empfohlenen Etablierung ei-

nes Roundtables können hierzu erste Schritte überlegt werden. Da-

bei kann das Vorgehen bei der Umsetzung von Gender Mainstrea-

ming in der Stadtverwaltung als Folie und Vorbild genutzt werden, 

um eine migrations- und genderbewusste städtische Nachwuchspoli-

tik zu implementieren. 

- Im Zuge der Entwicklung einer migrationsbewussten städtischen 

Nachwuchspolitik empfiehlt sich eine interkulturelle Kompetenzent-
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wicklung in Form von kontinuierlichen Fortbildungsangeboten für die 

Akteur/innen, die im Bewerbungs-, Auswahlverfahren und in der 

Ausbildung der städtischen Auszubildenden im POA und den Ämtern 

tätig sind. 

- Darüber hinaus sind Initiativen zur Entwicklung eines integrationspo-

litischen Gesamtkonzeptes für Politik und Verwaltung der Stadt 

Frankfurt am Main zu entwickeln, um die genannten Empfehlungen 

nachhaltig zu verankern. Die Integration von interkultureller Kompe-

tenz in das Leitbild der Stadt und der jeweiligen Verwaltungseinhei-

ten sind Schritte innerhalb dieses Prozesses.  
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